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Bamberg 

Verkehrskonzept Sanierungsgebiet Sand 

Sanierung	eines	innerstädtischen	Quartiers Bundesland:	Bayern 
inwohnerzahl:	ca.	70	000E  
rojektlaufzeit:	2006	–	2008P  

Auswahl als Best Practice: Im Rahmen des Projektes fand eine enge Zusammenarbeit 
zwischen	der	Stadt	und	den	Bürgern	statt.	Die	Beteiligung	der	Bürger	an	den	Planungen	 
erfolgte	über	Arbeitsgruppen,	Workshops,	Führungen	sowie	einer	regelmäßigen	Bürger-
sprechstunde.	Zur	Reduzierung	des	 Durchgangsverkehrs	wurde	eine	 innovative	 techni-
sche	Lösung	eingesetzt. 

Anlass und Zielsetzung 

Im Juni 2001 wurde vom Bausenat der Stadt 
Bamberg die Vorbereitende Untersuchung 
nach § 141 Baugesetzbuch (BauGB) be­
schlossen. Diese Untersuchung ist für die 
förmliche Festlegung eines Sanierungsge­
bietes vorgeschrieben. Auf Grundlage der 
Ergebnisse wird entschieden, ob der un­
tersuchte Bereich zum Sanierungsgebiet 
nach BauGB erklärt wird. In Bamberg wurde 
untersucht, inwieweit städtebauliche Miss­
stände im Sinne des Besonderen Städtebau­
rechts im Bereich „Sand“ vorhanden sind. 
Es zeigten sich die folgenden verkehrlichen 
Mängel und Missstände: 

•	 Nutzungskonflikte zwischen MIV, Fahr­
rädern und Fußgängern (insbesondere 
Touristen) 

•	 Nacht- und Wochenendsperrung funktio­
niert sehr eingeschränkt 

•	 kritische Kreuzungsbereiche – insbeson­
dere Gefährdung der Schüler 

•	 Gefährdung der historischen und zum 
großen Teil denkmalgeschützten Bau­
substanz 

Hinzu kamen fehlende Aufenthaltsquali­
tät im öffentlichen Raum, die Versiegelung 
vorhandener Freiflächen, bestehender 
Sanierungsbedarf und eine Lärmbelästi­
gung durch Kneipen, deren Besucher so­

wie nächtliche Sandstraßenbesucher. Beim 
Großteil der Bevölkerung herrschte ein ho­
hes Unsicherheitsempfinden (über 600 Poli- 
zeieinsätze 2004). Ziel war es vor diesem 
Hintergrund, die Lebensqualität im Quartier 
wieder zu erhöhen, indem der öffentliche 
Bereich aufgewertet und der Verkehr neu 
geordnet wird. 

Projektbeschreibung 

Der Sand ist der älteste Siedlungsbereich der 
Stadt. Neben seiner Lage am linken Regnitz­
arm hat er wertvolle Baudenkmäler und ist 
Teil des UNESCO-Weltkulturerbes Bamberg. 
Der Sand ist geprägt durch Wohnen, Einkau­
fen, Arbeiten und Ausgehen, was ihm einen 
urbanen Charakter verleiht, aber auch zu 
Nutzungskonflikten führt. Das Gebiet hat 
zudem eine hohe Baudichte und öffentliche 
Freiflächen beschränken sich überwiegend 
auf die Straßenräume. Aufgrund des sehr 
hohen Verkehrsaufkommens bot das Sand­
gebiet nur eine geringe Aufenthaltsqualität. 
Zur Verbesserung der Lebensqualität im 
Quartier wurde ein neues Verkehrskonzept 
entwickelt. Die Inhalte dieses Konzeptes 
sind: 

•	 Erhalt der urbanen Vielfalt 

•	 Bewahrung des Stadtbilds und Erhalt der 
historischen Substanz 

•	 Neuordnung des Verkehrs 

•	 Aufwertung der öffentlichen Räume 

•	 Verbesserung der Sicherheit, Ordnung 
und Sauberkeit 

•	 Erarbeitung eines Profils und Verbesse­
rung des Images 

Das für den Sand erstellte Verkehrskonzept 
sieht vor, dass das Gebiet überall erreich­
bar bleibt, jedoch kein Durchgangsverkehr 
von Kraftfahrzeugen mehr stattfindet. Zur 



Verkehrliche Neuordnung und Umgestaltung bestehender Quartiere 27 

Unterbindung dieses Verkehrs werden ver­
senkbare Poller eingebaut, die ihrerseits 
Erschließungserschwernisse und Gefahren­
situationen vermeiden sollen. Zudem wird 
das Quartier flächendeckend zum verkehrs­
beruhigten Bereich. 

Zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität 
wird die Zahl der Parkstände im öffentlichen 
Raum reduziert und durch Quartiersgaragen 
ersetzt. Gleichzeitig werden über 70 Gebäu­
de saniert und asphaltierte / betonierte Hof­
flächen wieder entsiegelt. Hinsichtlich des 
Lärms wird eine Vereinbarung zur Reduzie­
rung der Belastungen getroffen. 

Prozesse und Instrumente 

Zwischen 2004 und 2006 wurde eine Vorbe­
reitende Untersuchung im Sinne des Bauge­
setzbuches durchgeführt. Zur Erfassung der 
Missstände wurden hierbei Befragungen der 
Eigentümer, Besucher, Gewerbetreibenden 
und der Haushalte durchgeführt. Zudem 
fanden zur Analyse der Situation mehrere 
Workshops zu verschiedenen Themen statt 
z.B. zur Verkehrssituation. Begleitend fanden 
Bürgersprechstunden und der „Donners­
tag im Sand“ – eine Veranstaltung mit Vor­
trägen und Führungen durch das Gebiet – 
statt. 

Aufbauend auf den Ergebnissen erarbeitete 
die Stadt Bamberg zusammen mit Hausei­
gentümern und Geschäftsleuten in einem 
weiteren Workshop Maßnahmen und Ideen 
zur Aufwertung des Gebietes. Zur Umset­
zung der Projektziele wurde Anfang 2006 die 
Interessensgemeinschaft interesSAND als 
gemeinnütziger Verein gegründet. Seit Juli 
2006 ist das Quartier Sanierungsgebiet nach 
§ 136 ff. BauGB. 

Akteure und Kooperationen 

Die Projektleitung übernimmt eine Len­
kungsgruppe, die sich aus Vertretern der pri­
vaten Akteure sowie Vertretern der Stadtver­

waltung und dem Projektmanagement zu­
sammensetzt. Diese trifft sich ca. alle sechs 
Wochen. Je nach Bedarf werden Fachplaner 
hinzugezogen. Unterstützt wird die Len­
kungsgruppe zudem vom Stadtmarketing 
Bamberg e.V., dem Einzelhandelsverband, 
dem Hotel- und Gaststättenverband sowie 
weiteren Organisationen und Verbänden. 
Maßnahmenbezogen werden des Weiteren 
Arbeitsgruppen gebildet, in denen die pri­
vaten Akteure, unterstützt durch Vertreter 
der Verwaltung sowie geeignete Fachplaner, 
verschiedene Maßnahmen eigenständig 
planen und umsetzen. 

Für die Koordination des Projektes im Quar­
tier wurde ein Projektmanager eingesetzt, 
der über ein Büro vor Ort verfügt. 

Finanzierung 

Die Kosten der verschiedenen Maßnahmen 
werden zu einem großen Teil von den priva­
ten Akteuren getragen (18 846 000 Euro). Da­
neben erfolgt die Finanzierung durch Förde­
rungen / Stiftungen (9 487 000 Euro) und die 
Stadt Bamberg (12 904 000 Euro). 

Besonderheiten 

Ein Baustein zur Entlastung des Bamberger 
Sand ist der Einsatz moderner Technik. Mit 
Hilfe von versenkbarern Pollern, die durch 
Kennzeichenerfassung gesteuert werden, 
wird künftig die Belastung des Gebietes 
durch Durchgangsverkehr vermieden. 

Kontakt 

Stadt Bamberg 

Untere Sandstraße 40 

96049 Bamberg 

Tel. 09 51 / 87 16 20 

stadtplanungsamt@stadt. 

bamberg.de 

Weitere Informationen 

www.interessand.de 

www.stadtplanungsamt. 

bamberg.de 

Hinweise für die Praxis:	Besonders	 innerstädtische	Quartiere	sind	aufgrund	der	hohen	 
Bebauungsdichte	und	des	geringen	Freiflächenanteils	stark	von	verkehrsbedingten	Belas-
tungen	betroffen.	Chancen	zur	Steigerung	der	Attraktivität	und	Schaffung	von	Aufenthalts-
qualität	ergeben	sich	insbesondere	durch	die	Verlagerung	von	fließendem	und	ruhendem	 
Verkehr.	Um	die	Akzeptanz	vor	Ort	zu	erhöhen,	sollten	die	Betroffenen	aktiv	in	den	Pla-
nungsprozess	eingebunden	werden.	Indem	der	Nutzen	der	Maßnahmen	deutlich	gemacht	 
wird,	können	zudem	private	Investoren	gewonnen	werden.	 

mailto:stadtplanungsamt@stadt.bamberg.de
mailto:stadtplanungsamt@stadt.bamberg.de
http://www.interessand.de
http://www.stadtplanungsamt.bamberg.de
http://www.stadtplanungsamt.bamberg.de
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Köln 

Umgestaltung Kolumba-Quartier 

Parkraumneuordnung	in	einem	innerstädtischen	 Bundesland:	Nordrhein-Westfalen 
Quartier	 zur	 Stärkung	 der	 Aufenthaltsfunktion	 Einwohnerzahl:	ca.	1,05	Mio. 
bzw.	des	NMIV Projektlaufzeit:	2	–	3	Jahre 

Auswahl als Best Practice:	Bei	dem	Projekt	handelt	es	sich	um	eine	Parkraumneuordnung	
ines	innerstädtischen	Quartiers	zur	Erhöhung	der	Lebensqualität.	Die	Entscheidung,	den	
uhenden	Verkehr	zugunsten	der	Aufenthaltsqualität	im	Quartier	bzw.	des	Umweltverbun-
es	zu	verlagern,	ist	vorbildlich. 

 
e  
r
d

Anlass und Zielsetzung 

Mit dem Projekt „Zukunft der Kölner Büh­
nen“ wurden der Umbau und die Umgestal­
tung des Kolumba-Quartiers beschlossen. 
Das Quartier liegt östlich der Nord-Süd-
Fahrt, einer wichtigen Verbindung in Köln 
mit ca. 64 000 Kfz / Tag. Da aus finanziellen 
Gründen eine Tieferlegung der Nord-Süd-
Fahrt nicht realisierbar ist, wurden andere 
Handlungsansätze gesucht, um die Lebens­
qualität im Quartier zu erhöhen. Geplant ist 
eine Reduzierung des Kfz-Verkehrs im Quar­
tier, um die Belastungen zu senken. 

Projektbeschreibung 

Das Kolumba-Quartier liegt in der Kölner In­
nenstadt und wird von der Nord-Süd-Fahrt, 
einer als Stadtautobahn geplanten Straße 
und Schlagader der Innenstadt, erschlossen. 
Zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität 
soll daher der ruhende Verkehr neu geordnet 
werden. Verkehrsuntersuchungen zeigten, 

dass ein Großteil der Parkstände tagsüber 
von Fremdparkern genutzt wird, während 
nachts viele Parkstände leer stehen. Daher 
soll in einem ersten Schritt der Fremdver­
kehr in die bestehenden Parkhäuser und 
Tiefgaragen verlagert werden. So wird zum 
einen der Parksuchverkehr wesentlich re­
duziert. Zum anderen können viele Parkflä­
chen im öffentlichen Raum entfernt werden, 
wodurch Gestaltungsmöglichkeiten im Fuß­
gänger- und Aufenthaltsbereich entstehen. 
Die Erschließung soll dem neuen Parkraum­
konzept mit geänderten Zielen bzw. Quellen 
angepasst werden, so dass der Weg von der 
Einfahrt in das Quartier zu den meist ge­
nutzten Parkhäusern und Tiefgaragen mög­
lichst kurz und verträglich gehalten wird. 
Gleichzeitig soll auch der Quell- und Ziel­
verkehr im motorisierten Verkehr insgesamt 
reduziert werden. Hierfür sind eine Reduzie­
rung der Fahrbahnbreiten im Quartier sowie 
Maßnahmen in den Zufahrtsbereichen (z.B. 
Knotenpunktgestaltung des Quartiers) vor­
gesehen. Die Maßnahmen sollen den moto­
risierten Verkehr in diesem innerstädtischen 
City-Einkaufsbereich um 30 – 50 % reduzie­
ren, wodurch wichtige Fußgängerachsen 
durch weniger Verkehr und mehr Flächen 
gestärkt werden. 

Prozesse und Instrumente 

Die Verwaltung möchte Verbesserungen für 
den Fußgänger- und Radverkehr im inner­
städtischen Bereich erreichen und in diesem 
Fall besonders die Fußgängerachse Hohe 
Straße – Minoritenstraße – Breite Straße ver­
bessern. Auf ihre Initiative hin wurde eine 
Verkehrsuntersuchung durchgeführt, um 
die Zusammensetzung der vorhandenen 
Verkehre zu ermitteln. Die Untersuchung 
wurde den Anwohnern und den politischen 
Gremien vorgestellt. Aus den Ergebnissen 
der Verkehrsuntersuchung wurden Rück­
schlüsse auf eine Neuverteilung der Ver­
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kehrsflächen gezogen, mit dem Ergebnis, 
dass erhebliche Verkehrsflächen nicht mehr 
dem motorisierten Verkehr, sondern vor al­
lem den Fußgängern zur Verfügung gestellt 
werden können. Die Vorschläge der Ver­
waltung wurden in einer Beschlussvorlage 
dem Verkehrsausschuss des Rates der Stadt 
Köln und der zuständigen Bezirksvertretung 
Innenstadt vorgestellt und zur Beschluss­
fassung vorgelegt. Die Planung wurde zu­
stimmend zur Kenntnis genommen und die 
Verwaltung mit den weiteren Schritten zur 
Umsetzung beauftragt. 

Akteure und Kooperationen 

Für die Entwicklung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebensqualität im Ko­
lumba-Quartier hat die Stadt Köln eng mit 
der Bezirksvertretung Innenstadt und den 
Anwohnern zusammengearbeitet. Auch in­
nerhalb der Verwaltung arbeitet das Amt für 
Straßen und Verkehrstechnik mit dem Stadt­
planungsamt zusammen. Der Verkehrsaus­
schuss des Rates der Stadt Köln unterstützt 
das Projekt und hat die Verwaltung mit den 
weiteren Schritten zur Umsetzung beauf­
tragt. 

Finanzierung 

Die Kosten für städtebauliche Maßnahmen 
werden bei ca. 3 Mio. Euro (Bausumme) zu­
züglich Planungskosten liegen (geschätzte 
Kosten). Zusätzlich fallen Kosten für Planung 
und Umbau der Lichtsignalanlagen an. 

Zur Finanzierung der verkehrlichen Maß­
nahmen sollen Fördermittel des Bundes 
genutzt werden. Die Finanzhilfen können 
gemäß der Förderrichtlinien Stadtverkehr 
auf Grundlage des GVFG bis zu 70 – 75 % be­

tragen. Die restlichen 25 – 30 % werden aus 
Eigenmitteln der Kommune finanziert. Zur 
Förderung der städtebaulichen Maßnah­
men sind Zuwendungen des Landes gemäß 
der Förderrichtlinien Stadterneuerung ein­
geplant, diese können bis zu 70 % betragen. 
Die verbleibenden 30 % der förderfähigen 
Kosten sowie die nicht förderfähigen Kosten 
trägt die Stadt Köln. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Der Umgestaltungsvorschlag der Verwaltung 
ist von der Politik begrüßt und beschlossen 
worden. Durch die Reduzierung des Ver­
kehrs und der Verkehrsflächen sowie durch 
kürzere Wege für den restlichen Verkehr las­
sen sich Verbesserungen für den Fußgänger- 
und Radverkehr erreichen. 

Besonderheiten 

Bemerkenswert ist, dass im Kerngebiet einer 
Großstadt mit starkem Parkdruck der ruhen­
de Verkehr zugunsten der Lebensqualität im 
Quartier bzw. dem Umweltverbund verla­
gert wird. 

Hinweise für die Praxis:	Übergeordnete	Planungen	können	als	Anstoß	für	die	Verbesse-
rung	der	Lebensverhältnisse	 im	Quartier	genutzt	werden.	Der	Beitrag	stellt	ein	Beispiel	 
für	eine	gelungene	Integration	eines	Projektes	zur	Attraktivierung	eines	Quartiers	in	eine	 
andere	Planung	(„Kölner	Bühnen“)	dar.	Zur	Verbesserung	der	Attraktivität	von	Quartieren	 
müssen,	besonders	in	innerstädtischen	Quartieren,	Flächen	für	den	Aufenthalt	meist	durch	 
die	Verlagerung	des	ruhenden	bzw.	fließenden	Pkw-Verkehrs	geschaffen	werden. 

Kontakt 

Stadt Köln 

Amt für Straßen und 

Verkehrstechnik 

Abteilung Verkehrsplanung 

Willy-Brandt-Platz 2 

50679 Köln 

Tel. 02 21 / 22 13 02 95 

strassen-verkehrstechnik@ 

stadt-koeln.de 

Weitere Informationen 

www.stadt-koeln.de 

mailto:strassen-verkehrstechnik@stadt-koeln.de
mailto:strassen-verkehrstechnik@stadt-koeln.de
http://www.stadt-koeln.de
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Sömmerda 

Stadtteilzentrum Böblinger Platz 

Aufwertung	 einer	 Plattenbausiedlung	 durch	 Bundesland:	Thüringen 
Schaffung	eines	zentralen	Platzbereiches Einwohnerzahl:	ca.	20	000 

Projektlaufzeit:	1997	–	2002 

Auswahl als Best Practice:	Das	Projekt	verfolgt	einen	ganzheitlichen	Ansatz	zur	Verkehrs-
reduzierung,	Aufwertung	des	Stadtbildes	und	der	Funktionalität	des	Quartiers	unter	Einbe-
ziehung	verschiedener	Akteure. 

wurde dem Ziel der Stabilisierung sozialer 
Verflechtungen und der Anhebung der Le­
bensqualität Rechnung getragen. 

Anlass und Zielsetzung 

In Plattenbausiedlungen wie dem Quar­
tier „Neue Zeit“ in Sömmerda sind wegen 
der zunehmenden Ausdifferenzierung der 
Wohnwünsche verschiedene Probleme auf­
getreten: Zum einen fehlt das Angebot diffe­
renzierter Wohnformen, was durch Konkur­
renzangebote in anderen Gebieten die Ge­
fahr der sozialen Entmischung im Quartier 
mit sich bringt. Zum anderen belastet die 
zunehmende Motorisierung die Freiflächen 
im Quartier. Um die Lebensverhältnisse zu 
verbessern, sollte das Quartier attraktiver 
gestaltet werden. 

Im Rahmen der Sanierung des Gebietes 
„Neue Zeit“ in Sömmerda sollte ein städti­
scher Platz für das öffentliche Leben geschaf­
fen werden. Ziel bei der Planung „Böblinger 
Platz“ war es, eine Mitte für die Menschen 
des Stadtteils dort zu schaffen, wo das öf­
fentliche Leben stattfindet. Es galt, die Tradi­
tion des Wochenmarktes unter einem „Neu­
en Dach“ fortzusetzen und sinnvoll mit der 
städtebaulichen Aufwertung zu verbinden. 

Projektbeschreibung 

Die Aufwertung des Quartiers „Neue Zeit“ 
mit Schaffung eines zentralen Platzbereiches 
sowie dem Neubau der Geschäftsstelle der 
Wohnungsbaugenossenschaft Sömmerda, 
eines Ärztehauses sowie der Sanierung der 
ehemaligen Wohngebietsgaststätte durch 
Umbau zum Verwaltungs- und Kundenzen­
trum der Wohngesellschaft Sömmerda sollte 
die Lebensqualität in der Plattenbausied­
lung verbessern. 

Mit einer hochwertigen Freiflächengestal­
tung, der völligen Neuordnung des ruhen­
den Verkehrs, einer ansprechenden Möb­
lierung und Begrünung des Platzes bis in 
die angrenzenden Bereiche hinein und der 
Entscheidung, dem Fußgänger Vorrang vor 
fahrenden und parkenden Autos zu geben, 

Eine Durchgangsstraße wurde zu einem ver­
kehrsberuhigten Platzbereich umgestaltet 
und dadurch die Aufenthaltsqualität ent­
scheidend verbessert. Der Platz wurde zu 
einem Erlebnis- und Begegnungsbereich 
für Fußgänger und Radfahrer. Dem ÖPNV 
wurde durch Anlage zweier Haltestellen auf 
dem Platzbereich eindeutiger Vorrang ein­
geräumt. 

Prozesse und Instrumente 

Die Weiterentwicklung der Block- und Plat­
tenbaugebiete zu funktional vollwertigen 
Teilen der Gesamtstadt ist wesentlich von 
einer Verbesserung der Versorgungs- und 
Erholungsfunktionen in diesen Stadtteilen 
abhängig, um die in aller Regel existieren­
de dominante Wohnfunktion zu ergänzen. 
Der Sanierungsträger Deutsche Stadt- und 
Grundstücksentwicklungsgesellschaft mbH 
(DSK) hatte deshalb zusammen mit der Stadt 
Sömmerda einen komplexen Prozessablauf 
erarbeitet, der den bestehenden besonderen 
Anforderungen entsprach. 

Unter Berücksichtigung des ausgegebenen 
Ziels eines neuen attraktiven Stadtteilzen­
trums wurde ein Planungsauswahlverfahren 
durchgeführt, um besonders qualifizierte 
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und mit dieser besonderen Aufgabenstel­
lung der Kombination von Verkehrsreduzie­
rung und Freiflächenaufwertung vertrau­
te Fachplaner zu finden. Weiterhin wurde 
durch eine baukünstlerische Oberleitung 
die angestrebte Aufwertung des Stadtbilds 
auf hohem Niveau fachlich abgesichert. 
Eine über den Sanierungsträger vorgenom­
mene Projektsteuerung garantierte letztlich 
die umfassende Einbindung aller Akteure in 
den Bauablauf, um die angestrebte Gesamt­
qualität zu erreichen. 

Regelmäßige Koordinierungsberatungen 
waren ebenso prozessuales Instrument wie 
begleitende Aktivitäten zur Aufnahme der 
Interessen der Wohnungsunternehmen, der 
Bewohner und spezieller Zielgruppen als zu­
künftige Nutzer des neuen Quartiersplatzes. 
So wurden bspw. Schüler der im Wohngebiet 
liegenden Schulen über von Sozialplanern 
moderierte Workshops in die praktische 
bauliche Platzgestaltung eingebunden. 

Akteure und Kooperationen 

Die gelungene Platzgestaltung ist ein Bei­
spiel für das erfolgreiche Zusammenspiel 
von Bürgern, Verwaltung, Stadtrat, Planern 
und Bauleuten. 

Frühzeitig wurde eine gute Kooperation mit 
der Wohnungsbaugenossenschaft Sömmer­
da / Thüringen e.G. (WOBAG) und der Woh­
nungsgesellschaft Sömmerda mbH (WGS) 
angestrebt. Die Bürger wurden in Form ei­
nes Bürgergremiums mit eingebunden. Die 
Anregungen aus der Bürgerschaft und dem 
Bürgergremium sind in die Realisierung ein­
geflossen. Auch private Investoren und vor­

handene Gewerbetreibende wurden bei der 
Stadtentwicklungsplanung einbezogen. 

Finanzierung 

Die Finanzierung der Sanierung der „Neuen 
Zeit“ wurde im Rahmen des Bund-Länder-
Programms „Städtebauliche Weiterentwick­
lung großer Neubaugebiete“ und des Län­
derprogramms „Städtebauliche Erneuerung 
in Gebieten der Block- und Plattenbauweise“ 
gefördert. Hierdurch konnten ca. 75 % der 
Gesamtkosten gedeckt werden. Der kom­
munale Mitleistungsanteil von 25 % wurde 
zum Teil von den Wohnungsunternehmen 
ersetzt bzw. anteilig übernommen. 

Besonderheiten 

In Sömmerda ist eine Stärkung des Umwelt­
verbundes und der Aufenthaltsfunktion des 
öffentlichen Raumes gelungen. Durch die 
Verknüpfung funktionaler, stadtgestalte­
rischer, verkehrlicher und freiraumplane­
rischer Gesichtpunkte konnte eine Aufwer­
tung der Plattenbausiedlung erreicht wer­
den. 

Kontakt 

Stadt Sömmerda 

Marktplatz 3 – 4 

99610 Sömmerda 

Tel. 0 36 34 / 35 00 

mail@soemmerda.de 

Hinweise für die Praxis:	Die	veränderten	Anforderungen	an	das	Quartier	und	den	Wohn-
raum	bergen	vielfach	die	Gefahr	der	sozialen	Segregation,	da	„Besserverdiener“	in	attrak-
tivere	Quartiere	abwandern.	Die	gestalterische	wie	auch	funktionale	Aufwertung	unattrak-
tiverer	Quartiere	trägt	dazu	bei,	dieser	sozialen	Entmischung	aktiv	entgegenzuwirken.	 

mailto:mail@soemmerda.de
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Aachen 

Zukunftswerkstatt Frankenberger Viertel 

Neuordnung	des	Verkehrs	im	Quartier	unter	 Bundesland:	Nordrhein-Westfalen 
intensiver Bürgerbeteiligung Einwohnerzahl:	ca.	252	000 

Projektlaufzeit:	seit	2005 

Auswahl als Best Practice: Bei diesem Projekt ist die umfassende Beteiligung der Bürger 
hervorzuheben.	Über	verschiedene	Arbeitskreise	und	Workshops	waren	diese	direkt	an	 
den	Planungen	beteiligt	und	hatten	Einfluss	auf	die	Ergebnisse.	Die	Verlagerung	von	Park-
ständen	bei	gleichzeitiger	Verkehrsberuhigung	zur	Rückgewinnung	von	Flächen	für	den	 
Aufenthalt	trägt	zur	Verbesserung	der	Lebensqualität	im	Quartier	bei. 

Anlass und Zielsetzung 

Mit zunehmender Motorisierung wurden 
die Mittelstreifen der ursprünglich als reprä­
sentative Boulevards angelegten Alleen im 
Frankenberger Viertel als Parkraum genutzt. 
Dies beeinträchtigte zum einen das Stadt­
bild und führte zum anderen zu einer stark 
verminderten Lebenserwartung der Bäume. 

Ziel war es, im Quartier neue Freiräume in 
den Mittelstreifen der Alleen zu schaffen 
und den ruhenden Verkehr neu zu ordnen. 
Dabei sollten die Betroffenen intensiv in den 
Prozess mit eingebunden werden. 

Projektbeschreibung 

Die Stadt Aachen hat im August 2005 das 
Projekt „Zukunftswerkstatt Frankenberger 
Viertel“ gestartet. In Zusammenarbeit mit 
den Betroffenen wurden im Rahmen meh­
rerer Arbeitskreise und Workshops Konzep­
te zur Schaffung und Gestaltung neuer Frei­
flächen und zu anderen Themen erarbeitet. 
Ein Schwerpunkt lag dabei auf zwei Alleen, 
deren Mittelstreifen das Stadtbild prägen 
und als Begegnungsort fungieren sollten. 
Im Laufe der Zeit wurden diese jedoch als 
Parkmöglichkeit verwendet. Um dies rück­
gängig zu machen, wurde in den Workshops 
ein neues Parkraumkonzept für das gesamte 
Viertel entwickelt. Da die Anzahl an Park­
plätzen beibehalten werden musste, wurde 

in den umliegenden Straßen das Schräg­
parken, zum Teil in Kombination mit neuen 
Einbahnstraßen und Tempo-30-Zonen, ein­
geführt. Zugleich wurde auf den Alleen ein 
Fahrstreifen entfernt, wodurch das Längs­
parken an den Mittelstreifen ermöglicht 
wurde. Die Mittelstreifen werden seitdem 
wieder begrünt, so dass sich die alten Baum­
bestände regenerieren können. Zurzeit wird 
auf Grundlage der Ergebnisse der Zukunfts­
werkstatt ein Rahmenplan vorbereitet, um 
für die verschiedenen Ergebnisse Förder­
mittel einwerben zu können. Unter anderem 
wird an einem Konzept für die Parks in der 
Umgebung gearbeitet. So sollen der Platz an 
der Burg Frankenberg und ein Spielplatz an 
der Bismarckstraße erneuert und als Treff­
punkt der Bürger wieder entdeckt werden. 
Auch die Alleen sollen zusammen mit den 
Bürgern noch weiter gestaltet werden. 

Prozesse und Instrumente 

Im Februar 2005 beschloss der Rat der Stadt 
Aachen im Frankenberger Viertel eine Zu­
kunftswerkstatt durchzuführen. Im Mai 
wurde das Projekt dann öffentlich ausge­
schrieben. 

Im August 2005 fanden Gespräche zwischen 
verschiedenen Initiativen und dem mit der 
Durchführung der Zukunftswerkstatt be­
auftragten Team statt. Ein erster eintägiger 
Workshop wurde mit fast 90 Teilnehmern 
durchgeführt. Zudem wurde erstmals ein 
mobiles Büro im Stadtteil aufgebaut, in 
dem Ansprechpartner in direkten Kontakt 
mit den Anwohnern treten. Das Büro wur­
de in den darauf folgenden Monaten ins­
gesamt zehn Mal an verschiedenen Plätzen 
im Quartier aufgebaut. Migranten wurden 
durch Gespräche im „Café Zukunft“ mit ein­
gebunden. 
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Im Oktober 2005 fand dann eine zweitägige 
Zukunftswerkstatt in einer Schule statt, bei 
der über 60 Anwohner in acht Arbeitsgrup­
pen Handlungsperspektiven zu verschiede­
nen Themen erarbeiteten. 

Die Präsentation der Ergebnisse der Zu­
kunftswerkstatt fand im Februar 2006 statt. 
Darauf aufbauend wurden in Arbeitsgemein­
schaften Pläne zur Neuordnung des ruhen­
den Verkehrs erstellt, die in einer Ergebnis­
werkstatt vorgestellt wurden. Anschließend 
wurden die Pläne zur Beschlussfassung den 
politischen Gremien vorgelegt. 

Von Mai bis Juni 2007 wurden die Arbeiten 
zur Freistellung der Alleen durchgeführt. Da 
diese nun nicht mehr durch den ruhenden 
Verkehr belegt werden, konnte die Arbeits­
gemeinschaft zur Gestaltung der Alleen ihre 
Arbeit aufnehmen. Auch die Arbeitsgemein­
schaft zur Umgestaltung des Frankenberger 
Parks hat ihre Arbeit aufgenommen. 

Akteure und Kooperationen 

Die Planung und Umsetzung des Projektes 
erfolgte durch die Stadt Aachen sowie die 
Betroffenen im Quartier – Anwohner und 
Gewerbetreibende. Die Erarbeitung von 
Maßnahmen entstand in einem intensiven 
Kooperationsprozess, der von einem beauf­
tragten Team koordiniert wurde. 

Finanzierung 

Die Kosten für die Umsetzung des Parkraum­
konzepts beliefen sich auf ca. 55 000 Euro 
und wurden aus dem kommunalen Haus­
halt finanziert. Weitere Maßnahmen sind im 
Rahmen des derzeit erstellten Stadterneue­
rungskonzeptes zu finanzieren. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Die Verlagerung des Parkraumes ermöglicht 
die Nutzung der Mittelstreifen als Aufent­
haltsraum und steigert somit die Lebens­
qualität im Quartier. Die Regenerierung des 
Baumbestandes und die Verkehrsberuhi­
gung verbessern außerdem die Umweltsitu­
ation. 

Besonderheiten 

Die Rückgewinnung öffentlicher Flächen für 
den Aufenthalt bei gleichzeitiger Verlage- 
rung des Parkraums und Verkehrsberuhi­
gung des Quartiers sowie die intensive Be­
troffenenbeteiligung sind hervorzuheben. 

Hinweise für die Praxis:	Die	intensive	Einbindung	der	Bürger	in	die	Planungen	gewähr-
leistet,	dass	alle	Interessen	berücksichtigt	werden.	Zukunftswerkstätten	stellen	eine	gute	 
Möglichkeit	zur	direkten	Beteiligung	der	Betroffenen	an	der	Entwicklung	von	Konzepten	 
dar.	Durch	die	gemeinsame	Erarbeitung	von	Maßnahmen	wird	eine	höhere	Akzeptanz	der	 
Maßnahmen	durch	die	Betroffenen	erreicht.	Dies	kann	auch	dazu	genutzt	werden,	den	 
Prozess	zügig	voranzubringen. 

Kontakt 

Stadt Aachen, Fachbereich 

Stadtentwicklung und 

Verkehrsanlagen FB 61 

Lagerhausstraße 20 

52064 Aachen 

Tel. 02 41 / 4 32 61 09 

stadtentwicklung. 

verkehrsanlagen@mail. 

aachen.de 

Weitere Informationen: 

www.zwteam.de 

www.aachen.de 

mailto:stadtentwicklung.verkehrsanlagen@mail.aachen.de
mailto:stadtentwicklung.verkehrsanlagen@mail.aachen.de
mailto:stadtentwicklung.verkehrsanlagen@mail.aachen.de
http://www.zwteam.de
http://www.aachen.de
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Nahmobilität kann als die individuelle, 
nichtmotorisierte Mobilität im räumlichen 
Nahbereich definiert werden. Die Wege wer­
den zu Fuß, mit dem Fahrrad oder auch mit 
neueren Formen wie Inliner, Skateboard oder 
Kickboard zurückgelegt. Die Bedeutung des 
nichtmotorisierten Verkehrs am städtischen 
Gesamtverkehr und vor allem im Binnenver­
kehr ist hoch: Im Jahr 2002 wurden 62 Mio. 
Fuß- und 24 Mio. Fahrradwege zurückgelegt, 
womit fast jeder dritte Weg auf diese beiden 
Fortbewegungsarten entfiel.1 

Nahmobilität wird hierbei von bestimmten 
Altersgruppen (z.B. Kindern und älteren 
Menschen), Personen mit einer „doppel­
ten“ Arbeitsbeteiligung (wie berufstätigen 
Müttern und Vätern) sowie von Personen 
mit einer eingeschränkten Verkehrsmittel­
verfügbarkeit (erzwungen oder bewusst ge­
wählt) überproportional häufig ausgeübt.2 

Nahmobilitätskonzepte müssen daher be­
sonders die Bedürfnisse dieser Gruppen be­
rücksichtigen. 

Dies ist umso bedeutender mit Blick auf den 
demographischen Wandel mit einem insge­
samt steigenden Anteil an Senioren. Zwar 
sind die Menschen im Alter mobiler ge­
worden, der Aktionsradius sinkt jedoch von 
etwa 18 km im Erwerbsleben auf 5 km im 
Alter.3 Die Bedeutung der Nahmobilität und 
der Stadt der kurzen Wege wächst. Soll der 

Bevölkerung eine selbstständige Lebensfüh­
rung bis ins hohe Alter ermöglicht werden, 
reicht es nicht aus, bedarfsgerechten Wohn­
raum in den Quartieren zu schaffen. Die 
Voraussetzungen müssen auch durch eine 
entsprechende Ausstattung und Gestaltung 
des Wohnumfeldes geschaffen werden. We­
niger mobile Personen sind verstärkt auf die 
Ausgestaltung ihres unmittelbaren Lebens­
umfeldes angewiesen. Bestehende Defizite 
können nur sehr schwer bzw. nicht ausge­
glichen werden. 

Aber nicht nur die Überalterung der Gesell­
schaft, sondern auch die Pluralisierung von 
Lebensstilen und Arbeitsformen führen zu 
veränderten Anforderungen an Mobilität. 

Potenziale der Nahmobilität 

Bundesweit lässt sich trotz steigender Mobi­
litätskosten eine wachsende Mobilität fest­
stellen. Im Jahr 2005 hatte jeder Haushalt 
in Deutschland im Durchschnitt 1,3 Autos.4 

Die Anzahl der Wege pro Tag und die zurück­
gelegten Personenkilometer pro Tag sind 
zudem zwischen 1989 und 2002 deutlich ge­
stiegen.5 Bemerkenswert ist, dass sechs von 
zehn Wegen nicht länger als fünf Kilometer 
sind. Jeder zehnte mit dem Auto zurückge­
legte Weg endet schon nach etwa einem Ki­
lometer oder weniger. Nur etwa ein Drittel 
der mit dem Auto zurückgelegten Wege ist 
länger als zehn Kilometer.6 Daraus lässt sich 
auch bei insgesamt steigender Mobilität ein 
großes Potenzial für die Nahmobilität ablei­
ten, wenn die notwendigen Voraussetzun­
gen geschaffen werden. 

Hinzu kommt, dass die Haushaltsgrößen 
abnehmen. Die Singlehaushalte machen be­
reits heute den größten Teil der Privathaus­
halte aus. Der Wohnstandort Stadt kommt 
dem Lebensstil dieser Bevölkerungsgruppe 
entgegen. Kultur, Freizeit, Arbeit und Ein­
kaufen sind meist fußläufig, mit dem Rad 
oder mit dem ÖPNV erreichbar. Die Stadt 
der kurzen Wege begünstigt die Nahmobi­
lität – nicht nur für Singles. Der Trend zum 
Wohnen in der Stadt bzw. eine steigende 
Wertschätzung der Qualitäten innerstädti­
scher Wohnlagen zeichnet sich auch bei Fa­
milien und älteren Menschen ab. 
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Vorteile der Nahmobilität 

Gerade in Städten kommt dem nichtmoto­
risierten Individualverkehr eine besonde­
re Bedeutung zu, denn zu Fuß gehen oder 
Fahrradfahren ist nicht nur kostengünstig 
und gesund, sondern vor allem auch um­
weltbewusst. Werden mit dem Auto nur kur­
ze Strecken zurückgelegt, sind die Schad­
stoffbelastungen überproportional hoch. 
Eine Verbesserung der Voraussetzungen für 
Fußgänger und Radfahrer ist somit ein Bei­
trag zur Reduzierung von Lärm, schädlichen 
Abgasemissionen und ein Beitrag zum Kli­
maschutz. 

Kostengünstig ist Nahmobilität nicht nur 
für die Fußgänger und Radfahrer, vor allem 
wegen der steigenden Spritpreise, sondern 
auch für die Kommunen. Die Verkehrsinfra­
struktur für den Pkw-Verkehr und den ÖPNV 
erfordert sehr viel höhere Unterhaltungskos­
ten und einen höheren Flächenverbrauch 
als die Infrastruktur nichtmotorisierter Ver­
kehrsmittel. 

Die gesundheitlichen Aspekte der nicht­
motorisierten Fortbewegung sind ebenfalls 
nicht zu vernachlässigen. Körperliche Bewe­
gung hilft Übergewicht zu vermeiden, beugt 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen vor und stärkt 
das Immunsystem. 

Darüber hinaus tragen Fußgänger und Rad­
fahrer zu einer Belebung der Städte bei. Die 
Wege zur Schule, zum Freizeitsport, zum 
Bäcker oder Lebensmittelladen um die Ecke, 
das „Gassi-Gehen“ und sonstige Aktivitäten 
in Verbindung mit Wegen machen Stadt­
qualitäten aus. Fußwege, öffentliche Plätze, 
Grünanlagen und ähnliches sind Orte der 
Kommunikation, bieten Möglichkeiten zur 

Beobachtung und zu Kontakten. Nahmobi­
lität fördert das Gefühl von sozialer Sicher­
heit und Zugehörigkeit und damit die Iden­
tifikation der Bewohner mit ihrem Stadtteil / 
Quartier. Es zeigt sich also, dass zwischen 
Stadtqualitäten, Stadtraum- und Straßen­
raumqualitäten, Nahraumausstattung und 
Nahraumerreichbarkeiten Wechselwirkun­
gen bestehen, die zur Verbesserung der 
Nahmobilität beachtet werden müssen.7 

Besonders in autoarmen oder autofreien 
Siedlungen wird der öffentliche Raum zum 
Ort der Begegnung für die Bewohner. Kinder 
und Jugendliche können sich ohne Gefahr 
frei bewegen. Der Austausch zwischen den 
Generationen wird angeregt. 

Von einer Belebung der Städte profitiert 
auch der Einzelhandel. Anders als bei Ein­
kaufszentren auf der „grünen Wiese“ lebt der 
Einzelhandel in Stadtteilzentren und Nah­
versorgungszentren von Laufkundschaft, 
die im Nahbereich wohnt oder arbeitet. In 
Städten ist die Hälfte aller Einkaufswege 
kürzer als 1 km, zwei Drittel sind kürzer als 
3 km.8 Mit der Förderung der Nahmobilität 
kann gleichzeitig Wirtschaftsförderung für 
den lokalen Einzelhandel betrieben werden. 
Auch die örtliche Gastronomie profitiert 
hiervon. Mit Fußgängern und Radfahrern 
belebte Straßen, ein vielfältiges Angebot an 
Geschäften, Gastronomiebetrieben und öf­
fentlichen Einrichtungen trägt zu Urbanität 
und Attraktivität bei und fördert die Lebens­
qualität. Die Förderung von Nahmobilität 
ist somit eine Strategie, der Suburbanisie­
rung entgegen zu wirken und den Standort 
Innenstadt gegenüber der „grünen Wiese“ 
zu stärken. 

(7)
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Die Vorteile der Nahmobilität liegen auf 
der Hand. Nahmobilität 

•	 fördert die Gesundheit, 

•	 reduziert Flächenverbrauch und Un­
terhaltungskosten, 

•	 reduziert Verkehrs- und damit Schad­
stoff- und Lärmbelastung, 

•	 trägt zu einer Belebung der Städte 
bei, 

•	 verbessert die Lebensqualität und 
Sicherheit vor allem für Kinder und 
ältere Menschen, 

•	 fördert die Identifikation der Bewoh­
ner mit ihrem Stadtteil oder Quartier 
und 

•	 verbessert die Chancen für Einzel­
handel und Gastronomie. 

Handlungsansätze 

Die Potenziale und der Bedarf für eine ver­
stärkte Nahmobilität sind, wie oben auf­
gezeigt, vorhanden. Allerdings müssen die 
Rahmenbedingungen für Fußgänger und 
Radfahrer verbessert werden. Die Förde­
rung von Nahmobilität darf nicht nur im 
verkehrlichen Kontext, sondern muss auch 
im Zusammenhang mit Stadtentwicklung, 
Siedlungsstrukturen und Standortqualitä­
ten gesehen werden. 

Unbedingt zu beachten ist, dass Nahmo­
bilität mehrere Gruppen von Verkehrsteil­
nehmern umfasst. Fahrradfahrer und Fuß­
gänger bewegen sich in unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten fort und auch ihre Ver­
haltensmuster sind unterschiedlich. Wäh­
rend Fahrradfahrer in der Regel konsequent 
ein Ziel anstreben, unterbrechen Fußgänger 
ihre Wege häufiger, verweilen vor Schaufens­
tern oder kommunizieren mit Anderen. Die 
Anforderungen variieren entsprechend. Die 
Städte müssen deshalb die Voraussetzungen 
für ein konfliktfreies und verträgliches Ne­
ben- bzw. Miteinander schaffen. 

Die Förderung der Nahmobilität steht in 
direkter Wechselwirkung zur Förderung 
kompakter Siedlungsstrukturen. Eine ver­
trägliche Dichte sowie Nutzungsmischung 
und ein Branchenmix auf Quartiersebene 
können die körperliche Bewegung fördern. 
Die Kommunen sollten durch die Schaffung 
attraktiver Rahmenbedingungen die Bereit­
schaft, kurze Wege zu Fuß oder mit dem Rad 
zurückzulegen, unterstützen. Neben Nut­
zungsmischung und Dichte sollten hierbei 

auch die Einflussfaktoren Baukultur und 
städtebauliche Vielfalt berücksichtigt wer­
den. Das Best Practice der „KOMM-IN Zent­
ren“ (S. 46) zeigt eine Möglichkeit, wie durch 
die räumliche, personelle und organisatori­
sche Bündelung die wohnortnahe Grund­
versorgung rentabel ausgestaltet und Nut­
zungen im Quartier gehalten werden kön­
nen. Durch die Gewährleistung der Nahver­
sorgung werden Erreichbarkeiten gesichert, 
Verkehre reduziert und die Lebensqualität in 
den Gemeinden oder Quartieren erhöht. 

Weiterhin gilt es, eine polyzentrale Standort­
entwicklung bzw. die Einrichtung und den 
Erhalt von Stadtteilzentren zu fördern. Gut 
erreichbare Zentren mit Dienleistungsange­
boten und Versorgungseinrichtungen, aber 
auch sozialen und kulturellen Angeboten er­
möglichen nahräumliche Mobilität. Sie sind 
Identifikations- und Treffpunkt innerhalb 
der Quartiere. Mit dem Beispiel der Stadt 
Sömmerda (S. 30) findet sich auch unter 
„Verkehrliche Neuordnung und Umgestal­
tung bestehender Quartiere“ ein Best Prac­
tice, das zeigt, wie durch die verkehrliche 
Neugestaltung und funktionelle Aufwertung 
bestehende Zentrenbereiche gestärkt und 
belebt werden können. 

Nahmobilität steht darüber hinaus in Zu­
sammenhang mit einem gesunden und fa­
milienfreundlichen Wohnumfeld. Gerade 
autofreie und autoarme Wohnsiedlungen 
bieten in diesem Sinne einen Ansatzpunkt 
und können ihren Bewohnern einen ruhi­
gen, schadstoffarmen und sicheren Lebens­
raum bieten. Durch viel Grün und eine hohe 
gestalterische Qualität im öffentlichen und 
halböffentlichen Raum wird grundsätzlich 
die Basis für dessen Nutzung als Spiel- und 
Aufenthaltsbereich geschaffen. Ein Blick 
auf die bisher realisierten und geplanten 
Wohnprojekte zeigt jedoch deutliche Un­
terschiede hinsichtlich der gesamtstädti­
schen Lage, der Zahl der realisierten bzw. 
geplanten Wohneinheiten, der involvierten 
Akteure und dem Projektablauf. Zudem 
kommen, wie die folgenden Projektbeispiele 
verdeutlichen, unterschiedliche Modelle zur 
Sicherung der Autofreiheit zum Einsatz. Die 
Nachfrage nach solchen Wohnangeboten 
und die jeweiligen Realisierungsmöglichkei­
ten sind im Einzelfall abzuschätzen, geeig­
nete Standorte zu ermitteln und die unter­
schiedlichen Möglichkeiten der rechtlichen 
Sicherung abzuwägen. Viele vertiefende 
Informationen zum Thema sowie zahlrei­
che Beispiele bietet hierbei die Internetseite 
www.wohnen-plus-mobilitaet.nrw.de. 

http://www.wohnen-plus-mobilitaet.nrw.de
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Hamburg 

Autofreies Wohnen am Barmbeker Stichkanal und Kornweg 

Bewohner	des	Modellprojekts	haben	 sich	
vertraglich	gegenüber	der	Stadt	verpflich-
tet,	auf	ein	eigenes	Auto	zu	verzichten.	So	
war	 es	 möglich,	 die	 Behörden	 davon	 zu	
überzeugen,	die	sonst	bei	Neubauten	üb-
liche	Quote	von	0,8	Stellplätzen	pro	Woh-
nung	auf	0,15	zu	reduzieren.	Die	Zahl	der	
Fahrradstellplätze	 liegt	 dagegen	 dreimal	
höher	als	gewöhnlich.	 

 

 
 

 
 

Köln 

Autofreie Siedlung Köln-Nippes 

Auf	einer	Teilfläche	des	ehemaligen	Eisen-
bahnausbesserungswerks	 in	 Köln-Nippes	
entsteht	eine	autofreie	Siedlung.	Im	Gegen-
satz zu den Projekten in Hamburg erfolgt 
die	Entwicklung	durch	einen	Bauträger.	In-
nerhalb der gesamten Siedlung gibt es ein 
Fahr-	 und	Parkverbot	 für	 Kfz.	 Mittlerweile	
wurden	ca.	50	%	der	rund	450	geplanten	
Wohneinheiten	 fertiggestellt.	 Bis	 2009	 ist	
das	Projekt	voraussichtlich	realisiert. 

Einzelaspekt: Die Autofreiheit dieser Sied-
lung	ist	im	Grundbuch	geregelt.	Zwar	sind	
die	 Bewohner	 nicht	 dazu	 verpflichtet,	 ein	
eigenes	 Auto	 aufzugeben,	 aber	 sie	 sind	
weder	 berechtigt,	 die	 autofreie	 Siedlung	
mit motorisierten Fahrzeugen zu befahren 
noch	 Stellplätze	 zu	 errichten	 oder	 in	 der	
näheren	 Umgebung	 zu	 parken.	 Ein	 An-
teil	 autofreier	 Haushalte	 von	 80	 %	 wurde	
festgelegt.	Der	Stellplatzschlüssel	liegt	bei	
0,2	 (Parkhaus	 am	 Rande	 der	 Siedlung).	
Neben	 einem	 nicht	 unterbrochenen	 auto-
freien	 Wegenetz,	 Gemeinschaftsplätzen	

 

 
 
 

 
 
 
 

 

 
 
 

 

und	 gut	 erreichbaren	 Fahrradabstellanla-
gen,	 wurde	 z.B.	 eine	 eigene	 Car-Sharing	
Station	 angesiedelt,	 ein	 Lieferdienst	 von	
Getränken	 sowie	 ein	 Verleih	 von	 Karren	
und	 Transportwagen	 initiiert.	 Diese	 durch	
einen	 Verein	 organisierten	 Mobilitäts-
bausteine	 sichern	 die	 Alltagsmobilität. 

 
 
 
 

Ist die Nahversorgung gewährleistet und 
ein	ÖPNV-Anschluss	gegeben,	stellen	au-
tofreie	Siedlungen	ein	tragfähiges	Konzept	 
mit	 hoher	 Lebensqualität	 dar.	 Eine	 inten-
sive Beteiligung der Nutzer führt zu einer 
hohen	 Zufriedenheit	 und	 Akzeptanz	 der	 
Planung.	Beide	Voraussetzungen	sind	bei	 
den	 Projekten	 „Am	 Barmbeker	 Stichka-
nal“	und	„Kornweg“	in	Hamburg	gegeben.	 

Einzelaspekt: Die bislang erstellten Woh-
nungen wurden unter intensiver Planungs-
beteiligung der zukünftigen Bewohner ge-
baut.	Wert	gelegt	wurde	nicht	nur	auf	eine	 
komfortable	Erschließung	der	Gebäude	für	 
Menschen,	die	sich	zu	Fuß	oder	mit	dem	 
Fahrrad	 bewegen,	 sondern	 auch	 auf	 viel	 
Raum	 für	 gemeinschaftliche	 Nutzungen.	 
Die	 Gebäude	 wurden	 zudem	 mit	 hohen	 
ökologischen	 Standards	 realisiert.	 Alle	 

Kontakt 

Barmbeker Stich 

WEG – 

Autofreie Wohnsiedlung 

autofrei.weg@gmx.de 

Kornweg 

Klimaschutzsiedlung 

c/o Alpha Consult Hamburg 

info@alpha-consult­

hamburg.de 

Kontakt 

Nachbarn60 e.V. 

verein@nachbarn60.de 

Kontrola GmbH & Co KG 

info@kontrola.de 

Weitere Informationen 

www.nachbarn60.de 

www.stellwerk60.de 

mailto:autofrei.weg@gmx.de
mailto:info@alpha-consult-hamburg.de
mailto:info@alpha-consult-hamburg.de
mailto:verein@nachbarn60.de
http://www.nachbarn60.de
mailto:info@kontrola.de
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Besonders wichtig ist auch die gestalterische 
und funktionelle Qualität der Straßen, Plät­
ze und Grünanlagen im Quartier. Die Ge­
staltungs- und Nutzungsqualitäten der öf­
fentlichen Räume sollten gesteigert und die 
verkehrsbedingten Einschränkungen und 
Belastungen abgebaut werden. Spärlich ge­
staltete, mit keiner Nutzung belegte Freiflä­
chen bieten kaum Anreize zur tatsächlichen 
Inanspruchnahme durch die Bevölkerung. 
Teilweise ist die Nutzung von städtischen 
Freiflächen sogar verboten. Die Schaffung 
von nutzbaren Grün- und Freiflächen (z.B. 
Spiel- und Sportplätze, kulturelle Angebote 
oder auch Multifunktionsflächen) kann zu 
einer deutlichen Aufwertung der Freizeit- 
und Lebensqualität im Quartier beitragen. 
Eine kontrast- und spannungsreiche Ge­
staltung erleichtert zudem die Orientierung 
und erhöht den Erlebniswert der Freiflächen 
und Wege. Der Projektbeitrag „Quartiers­
verbindender Fuß- und Radweg“ der Stadt 
Braunschweig (S. 50) verdeutlicht dies. Im 
Rahmen des Projektes wird ein ehemaliges 
Eisenbahngleis zu einem Fuß- und Radweg 
umgebaut. Dies schafft zusätzliche Mög­
lichkeiten zur Erholung, Freizeitgestaltung 
und Kommunikation und ermöglicht den 
Zugang zu einem einzigartigen Natur- und 
Erlebnisraum in Mitten der Stadt. 

Die Identifikation mit dem jeweiligen Nah­
raum sollte durch Maßnahmen und Pro­
jekte gefördert werden. Die ausgewählten 
Projekte zeigen in ihrer Gesamtheit: In dem 
die Bürger und lokalen Akteure im Quartier 
einbezogen werden, steigt auch deren Iden­
tifikation mit dem Quartier. Die Beispiele 
verdeutlichen, wie große Leuchtturmpro­
jekte aber auch kleinere, unmittelbar an den 
Problemen ansetzende Projekte den Nah­
raum stärken können. 

Weiterhin ist auf eine differenzierte Erschlie­
ßung des Raumes durch Rad- und Fußwege 
in angemessenen Querschnitten sowie durch 
Schutzbereiche wie Fußgängerzonen, Tem­
po 30-Bereiche und verkehrsberuhigte Be­
reiche zu achten. In der Praxis werden Geh­
wegbreiten meist auf das absolut notwen­
dige Maß beschränkt und die tatsächlichen 
Bewegungsflächen der Fußgänger durch 
parkende Autos, Möblierungselemente (wie 
Fahrradständer, Verkehrszeichen oder Bän­
ke) und die Mitnutzung durch den Radver­
kehr zusätzlich verkleinert. Es kommt darauf 
an, ausreichend breite Wege und Seitenräu­
me mit einbaufreien Bewegungsflächen zu 
schaffen. Bei der Ausgestaltung sind die Be­
lange der Fußgänger wie auch der Radfahrer 

zu berücksichtigen und die jeweils geeignete 
Lösung zur Minderung gegenseitiger Beein­
trächtigungen zu wählen. 

Ziel sollte eine barrierefreie Ausgestaltung 
einer Wegeinfrastruktur mit einer bedarfs­
gerechten Straßenraummöblierung sein. 
Insbesondere mit Blick auf den demogra­
phischen Wandel gewinnt dieser Aspekt zu­
nehmend an Bedeutung. Mit der Alterung 
der Gesellschaft verändern und verschieben 
sich die Ansprüche an die Gestaltung und 
Ausstattung von Wegen und Straßen. Ein 
erhöhtes Sicherheitsbedürfnis erfordert im­
mer mehr eine ausreichende Beleuchtung 
der Wege. Zudem bedarf es Bänken für kur­
ze Ruhepausen. Bei der Ausgestaltung sollte 
dennoch immer die Frage nach der Erfor­
derlichkeit einzelner Möblierungselemente 
gestellt und in Beziehung zu deren Auswir­
kungen auf die nutzbare Bewegungsfläche 
und die Gestaltqualität gesetzt werden. Im 
Hinblick auf die bedarfsgerechte Straßen­
raummöblierung ist das Best Practice „1 000 
neue Fahrradbügel für die Innenstadt“ der 
Landeshauptstadt Dresden (S. 42) hervor­
zuheben. Die Bevölkerung wurde hier aktiv 
in die Standortsuche für Fahrradbügel ein­
gebunden. Durch die vermehrten Abstell­
möglichkeiten wurde nicht nur der Radver­
kehr gefördert, sondern auch der öffentliche 
Raum aufgewertet. 

Darüber hinaus ist Verkehrssicherheit von 
zentraler Bedeutung und muss dauerhaft 
auf hohem Niveau erhalten werden. Insbe­
sondere lange Umwege, fehlende oder nicht 
bedarfsgerecht ausgestaltete Querungs­
hilfen und lange Wartezeiten an Ampeln 
führen zu einem „wilden“ Überqueren von 
Straßen. Die Unfallgefahr für Fußgänger 
und Radfahrer als schwächste Verkehrsteil­
nehmer steigt. Auch durch parkende Autos 
eingeschränkte Sichtverhältnisse mindern 
die Sicherheit. Durch unebene Wege und 
fehlenden Winterdienst erhöht sich die 
Sturzgefahr von Fußgängern und Radfah­
rern. Durch Maßnahmen der Verkehrsraum­
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gestaltung und Verkehrsüberwachung kann 
an diesen Problemen angesetzt werden. Be­
stehende Projekte von Schulen oder der Po­
lizei (z.B. im Bereich der Verkehrserziehung) 
sollten in diesem Zusammenhang ebenfalls 
berücksichtigt werden. 

Neben einem verminderten Unfallrisiko 
spielt aber auch die soziale Sicherheit eine 
große Rolle. Zugewachsene Wege, unsicher 
wirkende Unterführungen sowie eine un­
zureichende Straßenraummöblierung (z.B. 
fehlende Beleuchtungselemente) mindern 
das Sicherheitsempfinden. An diesen Pro­
blemen gilt es anzusetzen und z.B. belebte, 
einsehbare Wegebeziehungen zu schaffen. 

Eine wirksame Fuß- und Radverkehrsför­
derung erfordert die Verbindung von Ein­
zelmaßnahmen zu einem Gesamtkonzept 
im Sinne eines integrativen Ansatzes. So­
wohl in Frankfurt am Main (Pilotprojekt 
Nahmobilität Nordend) als auch in Mün­
chen (Stadtviertelkonzept Nahmobilität) 
wurden umfangreiche Konzepte mit einer 
Vielzahl an Einzelmaßnahmen erarbeitet. 
Der quartiersverbindende Fuß- und Rad­
weg in Braunschweig ist in das Programm 
Soziale Stadt eingebunden und stellt eines 
der Leuchtturmprojekte dar. Bei der Auf­
stellung entsprechender Konzepte sollte 
immer bedacht werden, dass diese in einem 
intensiven, kooperativen Prozess zu erstel­
len und die Erwartungen der Beteiligten 
entsprechend hoch sind. Erste Maßnahmen 
sind deshalb möglichst schnell umzusetzen. 
Hierbei können bereits vergleichsweise kos­
tengünstige Maßnahmen zu spürbaren Ver­
besserungen für Fußgänger und Radfahrer 
führen und die Akzeptanz für den weiteren 
Prozess stärken. 

Auch das Projekt „Stadt-Radl“ in Abensberg 
(S. 44) ist eingebettet in eine übergreifende 
Strategie zur Verkehrsberuhigung und Stabi­
lisierung der Innenstadt. Das Best Practice 
verdeutlicht, dass Kommunen grundsätzlich 
durch die aktive Beteiligung lokaler Akteure 
und das Schaffen von ganz konkreten Ange­
boten und Anreizen eine stadtverträgliche 
Verkehrsmittelwahl begünstigen und Bevöl­
kerung wie auch Besucher zum Verzicht auf 
den eigenen Pkw bewegen können. 

Die Vorteile der Nahmobilität können durch 
eine begleitende Medien- und Öffentlich­
keitsarbeit nach außen getragen werden. 
Gute Erfahrungen mit einer begleitenden Öf­
fentlichkeitsarbeit wurden z.B. im Rahmen 
des Dresdner Projektes „1 000 neue Fahrrad­
bügel für die Innenstadt“ (S. 42) gemacht. 

Grundsätzlich gilt es, die kommunalen und 
sonstigen Akteure sowie die motorisier­
ten Verkehrsteilnehmer für die Belange der 
Fußgänger und Radfahrer zu sensibilisieren 
und ein nahmobilitätsfreundliches Stadt­
klima zu schaffen. Konflikte und die sich 
hieraus ergebenden Folgekosten können 
damit langfristig gesenkt und ein verträgli­
ches Nebeneinander der unterschiedlichen 
Verkehrsteilnehmer unterstützt werden. Als 
Beispiel für die Veranschaulichung der Vor­
teile der Nahmobilität ist die AGFS-Broschü­
re „Nahmobilität im Lebensraum Stadt“ zu 
nennen. 

Die Förderung der Nahmobilität erfordert 
darüber hinaus die Einbeziehung der Be­
wohner bzw. Fahrradfahrer und Fußgänger 
als lokale Experten. Sie können zum ei­
nen Hinweise auf Mängel im Straßen- und 
Wegenetz sowie die Gestaltung des öffent­
lichen Raumes geben und auf häufig ge­
nutzte „Schleichwege“ und „Trampelpfade“ 
hinweisen. Zum anderen können sie zum 
Mitgestalten aufgefordert werden und ge­
meinsam Ideen zur Verbesserung der We­
gebeziehungen erarbeiten. Im Pilotprojekt 
Nahmobilität Nordend der Stadt Frankfurt 
am Main (S. 48) erfolgte eine intensive Be­
teiligung der Bürger in der Planungsphase. 
Ein aus vier Bausteinen bestehendes Beteili­
gungskonzept wurde umgesetzt. 

Um zu nachhaltigen Erfolgen zu führen, 
müssen die Ansätze zudem über einzel­
ne Quartiere hinausgehen und von einem 
nahmobilitätsfreundlichen Klima in Politik 
und Verwaltung begleitet werden. Attraktive, 
sichere und barrierefreie Wegeverbindun­
gen sind nicht nur in einzelnen Quartieren 
von Bedeutung. Das Thema Verkehr ist folg­
lich konsequent im Rahmen von Stadtteil-, 
Quartiers- oder Stadtviertelkonzepten zu 
berücksichtigen. Ein gutes Beispiel stellen 
die Bestrebungen der Landeshauptstadt 
München zur Steigerung des Anteils der zu 
Fuß, mit dem Rad und dem ÖPNV zurück­
gelegten Wege dar. 
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Kontakt 

Landeshauptstadt München 

Referat für Stadtplanung 

und Bauordnung 

Blumenstraße 31 

80331 München 

Wegenetz 

Abteilung Stadtsanierung 

Plan HA III / 3 

Tel. 0 89 / 23 32 39 15 

plan.ha3-3@muenchen.de 

Stadtviertelkonzept 

Hauptabteilung 

Stadtentwicklungsplanung 

Abteilung Verkehrsplanung 

Tel. 089 / 23 32 29 42 

plan.ha1-3@muenchen.de 

Weitere Informationen 

www.muenchen.de 

www.soziale-stadt­

muenchen.de 

www.stadtteilladen­

giesing.de 

(9) 
Im Bereich Radverkehr ist ins­
besondere auf den Nationa­
len Radverkehrsplan, das Fahr- 
radportal http://www.nationaler- 
radverkehrsplan.de sowie den 
aktuellen Zweiten Fahrradbe­
richt der Bundesregierung zu 
verweisen. 

München 

Wegenetz im Sanierungsgebiet und Stadtviertelkonzept Nahmobilität 

Der	 neue	 Verkehrsentwicklungsplan	 der	 
Landeshauptstadt	 München	 wurde	 als	 
eines	 der	 Leitprojekte	 der	 Stadtentwick-
lungskonzeption	 PERSPEKTIVE	 MÜN-
CHEN	 durch	 den	 Stadtrat	 verabschiedet.	 
Der	 Verkehrsentwicklungsplan	 hat	 unter	 
anderem	 zum	 Ziel,	 die	 Verkehrsanteile	 
zugunsten	 des	 Umweltverbundes	 zu	 ver-
schieben.	Die	 Projekte	 „Wegenetz	 im	 Sa-
nierungsgebiet“	 und	 „Stadtviertelkonzept	 
Nahmobilität“	 zeigen	 zwei	 Beispiele,	 wie	 
diese	Zielrichtung	auf	Quartiersebene	auf-
gegriffen und die Nahmobilität gefördert 
werden	 soll.	 Mit	 dem	 Stadtviertelkonzept	 
wurde	 hierbei	 konkret	 ein	 Pilotprojekt	 auf	 
der	 Ebene	 eines	 Stadtviertels	 gestartet,	 
das die Planungsansätze zur Förderung 
des	 Umweltverbundes	 zusammenführen	 
und	 vertiefen	 sollte.	 Die	 Untersuchung	 
„Wegenetz	 im	 Sanierungsgebiet	 Giesing“	 
wurde	im	März	2008	durch	das	Referat	für	 
Stadtplanung	 und	 Bauordnung	 begonnen	 
–	 unter	 intensiver	 Einbindung	 der	 örtlich	 
betroffenen Bürger im Rahmen der Koor-
dinierungsgruppe	 Giesing	 und	 der	 stadt-
teilbezogenen	Arbeitsgruppe	Verkehr.	Das	 
Projekt	ordnet	sich	in	die	Umsetzung	des	 

Programms Soziale Stadt im Sanierungs-
ebiet	 „Tegernseer	 Landstraße	 /	 Chiem-
austraße“	ein	und	ist	Bestandteil	des	In-
egrierten	Handlungskonzeptes. 

inzelaspekt:	 In	 der	 Landeshauptstadt
ünchen	wird	der	 Förderung	einer	stadt-
nd	 umweltverträglichen	 Mobilität	 bereits
uf	 gesamtstädtischer	 Ebene	 durch	 die	
orgabe	 grundsätzlicher	 Entwicklungs-
iele	 Rechnung	 getragen.	 Die	 Projektbei-
piele	 zeigen	 wie	 diese	 Zielrichtung	 auf	
uartiersebene	 umgesetzt	 werden	 kann.	
ierbei wird in beiden Projekten der Be-

eiligung der Bürger und sonstiger loka-
er	 Akteure	 hohe	 Priorität	 beigemessen.	
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Integrierte quartiersbezogene Handlungs­
ansätze und Strategien sind erfolgsverspre­
chend, setzen aber voraus, dass gleichzeitig 
kontraproduktive Rahmenbedingungen ab­
gebaut werden. Kontraproduktiv sind etwa 
Suburbanisierung und die Zulassung groß­
flächiger Einkaufszentren auf der „grünen 
Wiese“ bei gleichzeitiger Verschlechterung 
der Nahversorgung im Quartier. Das Thema 
Nahmobilität darf nicht auf Quartiers- und 
Stadtteilebene begrenzt bleiben, sondern 
muss immer auch gesamtstädtische und so­
gar regionale Gesichtspunkte einbeziehen 
und Stadtumlandbeziehungen berücksich­
tigen. 

Über die Darstellungen hinaus ist darauf 
hinzuweisen, dass sich bundesweit nicht 
nur Kommunen intensiv und engagiert für 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
einer nahräumlichen und nachhaltigen Mo­
bilität einsetzen. Auch auf regionaler sowie 
Landes- und Bundesebene gibt es eine Viel­
zahl von Initiativen und Ansätzen zur Förde­
rung des Zu-Fuß-Gehens und des Fahrrad­
fahrens.9 Diese Initiativen und Projekte un­
terstützen die Entwicklung in den Kommu­
nen und Quartieren. Sie sollten auch künftig 
weiterverfolgt und neue Ideen angestoßen 
werden. Der Einsatz der Arbeitsgemein­
schaft fahrradfreundliche Städte, Gemein­
den und Kreise in NRW e.V. (AGFS) wird im 
Folgenden vorgestellt: 

mailto:plan.ha3-3@muenchen.de
mailto:plan.ha1-3@muenchen.de
http://www.muenchen.de
http://www.soziale-stadt-muenchen.de
http://www.soziale-stadt-muenchen.de
http://www.stadtteilladen-giesing.de
http://www.stadtteilladen-giesing.de
http://www.nationaler-radverkehrsplan.de
http://www.nationaler-radverkehrsplan.de
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AGFS-Broschüre 

Nahmobilität im Lebensraum Stadt 

In	der	Broschüre	„Nahmobilität	im	Lebens-
raum	Stadt“	setzt	sich	die	Arbeitsgemein-
schaft	fahrradfreundliche	Städte,	Gemein-
den	 und	 Kreise	 in	 NRW	 e.V.	 ganzheitlich	
mit	dem	Thema	Nahmobilität	auseinander	
und bietet Kommunen einen Leitfaden für 
eine	höhere	Lebens-	und	Bewegungsqua-
lität	durch	die	Förderung	einer	zukunftsfä-
higen	Mobilität.	 

Einzelaspekt:	 Prägnant,	 leicht	 verständ-
lich	 und	 praxisorientiert	 verdeutlicht	 die	
Arbeitsgemeinschaft	 die	 Bedeutung	 und	
die Potenziale von Nahmobilität für den Le-
bensraum	Stadt,	die	Gesellschaft	und	den	
Einzelnen.	Unter	dem	Motto	„Nahmobilität	
ganz	 konkret	 fördern“	 werden	 den	 Kom-
munen zudem sieben Handlungsansätze 
zur	 praktischen	 Umsetzung	 an	 die	 Hand	
gegeben: 

•	 Stadt	und	Straße:	Als	Lebensraum	be-
greifen 

•	 Komfortnetze:	 Für	 Fußgänger,	 Radfah-
rer und mehr 

•	 Die barrierefreie Stadt: Kindern und Se-
nioren	mehr	Mobilitätschancen	schaffen 

•	 Platz	 schaffen:	 Die	 Re-Privatisierung	
des	Autoparkens 

•	 Sicherheit	zuerst:	Verkehrssicherheit	als	
dauerhafte	Qualitätsaufgabe 

•	 Kooperative	Verkehrsplanung	und	Kom-
munikation:	Mitreden,	Mitteilen	und	Mit-
gestalten 

 
 

 
 

 
 

 

 

 

•	 Nahmobilität	als	System:	Wichtige	Ein-
zelmaßnahmen	zu	einem	mehrwertigen	
Ganzen	verbinden 

Die	Broschüre	trägt	damit	auf	lokaler	Ebe-
ne zu einer Sensibilisierung für die Belange 
der	 nichtmotorisierten	 Verkehrsteilnehmer	
bei.	 Sie	 dient	 Politik	 und	 Verwaltung	 wie	
auch	Verkehrs-	und	Stadtplanern	als	Anre-
gung	und	kann	den	Anstoß	für	eigene	Pro-
jekte	liefern.	Der	Leitfaden	kann	somit	mit-
telbar	 zu	 einer	 Verbesserung	 städtischer	
Quartiere	beitragen.	Das	Engagement	der	
AGFS	 und	 der	 in	 ihr	 vertretenen	 Städte,	
Gemeinden	und	Kreise	soll	hier	gewürdigt	
werden. 

 

 
 

 
 
 
 

Kontakt 

Arbeitsgemeinschaft 

fahrradfreundliche Städte, 

Gemeinden und Kreise in 

NRW e.V. (AGFS) 

Konrad-Adenauer-Platz 17 

47803 Krefeld 

Tel. 0 21 51 / 86 42 83 

info@fahrradfreundlich. 

nrw.de 

P3 Agentur für Kommunika­

tion und Mobilität 

Breite Straße 161 – 167 

50667 Köln 

Tel. 02 21 / 20 89 40 

info@p3-agentur.de 

Weitere Informationen 

www.fahrradfreundlich.
 

nrw.de 


(Die Broschüre steht hier
 

als Download bereit bzw. 


kann online bestellt werden.)
 

www.p3-agentur.de 


mailto:info@fahrradfreundlich.nrw.de
mailto:info@fahrradfreundlich.nrw.de
mailto:info@p3-agentur.de
http://www.fahrradfreundlich.nrw.de
http://www.fahrradfreundlich.nrw.de
http://www.p3-agentur.de
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Dresden 

1 000 neue Fahrradbügel für die Innenstadt 

Partizipatorischer	Ansatz	zur	Auswahl	geeigneter	 Bundesland:	Sachsen 
Standorte	für	Fahrradabstellmöglichkeiten	in	der	 Einwohnerzahl:	ca.	509	000 
Innenstadt Projektlaufzeit:	2005	–	2008 

Auswahl als Best Practice:	Das	Projekt	trägt	–	in	Verbindung	mit	weiteren	Maßnahmen	– 
zu	einem	fahrradfreundlichen	Klima	in	der	Stadt	bei	und	ordnet	sich	in	eine	Reihe	von	An-
strengungen	zur	Förderung	des	Umweltverbundes	in	Dresden	ein.	Die	Besonderheit	liegt	 
jedoch	vor	allem	auf	dem	gewählten	partizipatorischen	Ansatz	sowie	der	einfachen	und	 
kostengünstigen	Übertragbarkeit	auf	andere	Städte. 

Anlass und Zielsetzung 

In der Innenstadt Dresdens zeigte sich ein 
deutlicher Mangel an Fahrradabstellplätzen. 
Die rund 2 700 vorhandenen Abstellmöglich­
keiten konnten den in den letzten Jahren ge­
stiegenen Bedarf nicht mehr decken. Infolge­
dessen wurden die Fahrräder, insbesondere 
in stark frequentierten Geschäftsbereichen, 
ungeordnet abgestellt. Zur Verbesserung der 
Situation wurde ein Projekt mit dem Ziel ge­
startet, die Zahl der Abstellmöglichkeiten in 
der Innenstadt auszuweiten. 

Projektbeschreibung 

Durch die Hauptabteilung Mobilität der 
Landeshauptstadt wurde ein Programm mit 
dem Schlagwort „1 000 neue Fahrradbügel 
für die Dresdner Innenstadt“ ins Leben ge­
rufen. Mit Hilfe des Programms sollte den 
tatsächlichen Bedürfnissen und Standort­
wünschen der Nutzer entsprechend zu ei­
ner Entspannung der Stellplatzproblematik 
beigetragen und damit die Attraktivität der 
Innenstadt für Radfahrer gesichert werden. 
Dafür wurden die Bürger aufgefordert auf 
Klebepunktkarten gewünschte Stellen für 
Fahrradabstellbügel zu markieren. Entspre­
chende Karten wurden im Technischen Rat­
haus und den beteiligten Ortsämtern aufge­
hängt, zusätzlich wurden „Aktionen auf der 
Straße“ durchgeführt. Das Projekt ordnet 
sich zudem in die übergreifende Zielrich­
tung der Verbesserung des Fahrradklimas in 
Dresden ein und dient damit der Beeinflus­
sung der Verkehrsmittelwahl zu Gunsten des 
Radverkehrs. 

Um den Anforderungen der Radfahrer an 
ein diebstahlsicheres Abstellen ohne späte­
re Felgenschäden gerecht zu werden, wurde 
ein Anlehnbügel (Rundrohr) zur Abstellung 
von zwei Fahrrädern in einem Abstand von 
1,50 m zueinander als Regellösung gewählt. 

Durch die partizipatorische Standortsuche 
und die sensible Einpassung der Fahrradbü­
gel in den Stadtraum werden nicht nur die 
Rahmenbedingungen für den städtischen 
Radverkehr verbessert. Durch das geordne­
te Abstellen wird auch das Erscheinungsbild 
der Innenstadt aufgewertet. 

Prozesse und Instrumente 

Der Impuls für das Programm sowie eine 
Reihe weiterer Ideen zur Radverkehrsförde­
rung wurde im Rahmen des INTERREG IIIC 
Projektes UrBike, das auf eine Verbesserung 
der städtischen Integration des Fahrrades 
abzielte, gegeben. 

Die Planung erfolgte in zwei eng ineinander 
greifenden Phasen: 

•	 In einer ersten Phase wurde das Ziel­
gebiet analysiert und eine Bedarfsab­
schätzung vorgenommen. Auch erfolgte 
eine konzeptionelle Auswahl geeigneter 
Standorte. 

•	 Anschließend wurde in einem intensiven 
Abstimmungsprozess mit den Verfah­
rensbeteiligten die konkrete Standortpla­
nung durchgeführt. 
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Derzeit befindet sich das Projekt in der 
Umsetzung. Bis Ende 2007 konnten bereits 
rund 700 Anlehnbügel realisiert werden. Der 
1 000. Fahrradbügel soll im Rahmen einer 
Veranstaltung durch den Oberbürgermeis­
ter übergeben werden. Insgesamt wurden 
130 Standorte für ca. 1 500 Fahrradbügel 
ausgewiesen. 

Das Projekt wird von einer aktiven und wer­
bewirksamen Medien- und Öffentlichkeits­
arbeit begleitet, die dazu beiträgt, das The­
ma Radverkehr stärker in den Mittelpunkt 
zu rücken. Positive Resonanz und zahlreiche 
Anfragen haben dazu geführt, dass ähnliche 
Projekte auch in anderen Quartieren der 
Landeshauptstadt Dresden durchgeführt 
werden sollen. 

Akteure und Kooperationen 

Das Programm wurde durch die Stadtver­
waltung aufgelegt und unter Einbeziehung 
aller Beteiligten – von den Bürgern als Nut­
zer und lokalen Experten hin zur Politik als 
Entscheider – durchgeführt. 

Die Bestimmung der Standorte erfolgte un­
ter intensiver Beteiligung der Bevölkerung. 
Ergänzend wurden Anregungen der Ver­
bände und Institutionen eingeholt. Um eine 
verträgliche Einbindung der Fahrradbügel 
zu gewährleisten, erfolgte eine intensive Ab­
stimmung mit den zuständigen Behörden zu 
stadtgestalterischen, denkmalpflegerischen 
und grünplanerischen Belangen. 

Finanzierung 

Die Finanzierung erfolgte durch städtische 
Mittel sowie über unterschiedliche Förder­

töpfe (u.a. Städtebauförderung). Die Fahr­
radbügel werden zu 10 – 15 % durch private 
Bauherren, z.B. eine große Einkaufsgalerie, 
finanziert. Die Kosten je Bügel belaufen sich 
auf 200 Euro. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Unter Einbeziehung der Bevölkerung wur­
den bedarfsgerecht ca. 1 500 Fahrradbügel 
zur Abstellung von ca. 3 000 Fahrrädern aus­
gewiesen. Durch die begleitende Öffentlich­
keitsarbeit wurde das Projekt in die Bevöl­
kerung getragen und die Wahrnehmung der 
Stadt Dresden als fahrradfreundliche Stadt 
vorangetrieben. 

Besonderheiten 

Das Best Practice zeigt eine vergleichsweise 
kostengünstige und kurzfristig realisierbare 
Möglichkeit zur Radverkehrsförderung. Die 
Besonderheit in der Dresdner Herangehens­
weise liegt in dem vorbildlichen partizipato­
rischen Ansatz und der dementsprechend 
bedarfsgerechten Neuerrichtung von Fahr­
radabstellmöglichkeiten. 

Kontakt 

Landeshauptstadt Dresden 

Hauptabteilung Mobilität 

Postfach 120020 

01001 Dresden 

Tel. 03 51 / 4 88 32 71 

mobilitaet@dresden.de 

Weitere Informationen 

www.dresden.de 

Hinweise für die Praxis: Die Beteiligung der Bürger an der Standortbestimmung ermög-
licht	eine	nutzergerechte	Anordnung	der	Fahrradbügel	und	rückt	das	Thema	Radverkehr	 
stärker	 in	 den	 Mittelpunkt.	 Durch	 die	 in	 diesem	 Beispiel	 gewählten	 Klebepunktekarten	 
können	Bürgerwünsche	auf	unkomplizierte	und	kostengünstige	Art	und	Weise	erfasst	wer-
den.	Die	Idee	ist	einfach	auf	andere	Städte	zu	übertragen	und	kann	dort	in	eine	übergrei-
fende	Strategie	zur	Verbesserung	des	Fahrradklimas	integriert	werden.	Soll	eine	wirksame	 
Radverkehrsförderung	betrieben	werden,	ist	diese	Einbettung	in	ein	Gesamtkonzept	un-
umgänglich. 

mailto:mobilitaet@dresden.de
http://www.dresden.de
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Abensberg 

Stadt-Radl 

Planung	 und	 Umsetzung	 eines	 Leihfahrradkon- Bundesland:	Bayern 
zeptes	zur	Entlastung	der	Altstadt Einwohnerzahl:	ca.	14	000 

Projektlaufzeit:	seit	1997 

Auswahl als Best Practice:	 Das	 Stadt-Radl	 Abensberg	 verdeutlicht,	 dass	 erfolgreiche	
Leihfahrradkonzepte	einer	eingehenden	Analyse	und	Bedarfsabschätzung	bedürfen	und	
einen	Baustein	zur	Entlastung	von	Quartieren	darstellen	können.	Planung	und	Umsetzung	
sind	vorbildlich. 

 
 
 

Anlass und Zielsetzung 

Der historische Stadtkern Abensbergs mit 
seiner gemischten Nutzungsstruktur – be­
stehend aus Handel, Dienstleistungen und 
Wohnen – war geprägt durch einen hohen 
Parkdruck. Die Nachfrage nach Parkraum in 
der Altstadt konnte nicht gedeckt werden, 
infolgedessen kam es zu einer Belastung des 
Quartiers durch Parksuchverkehre. Zusätz­
lich war eine Schwächung der Innenstadt 
durch ein großflächiges Einkaufszentrum 
außerhalb festzustellen. Ziel war es daher, 
eine interessante Alternative zur Nutzung 
des privaten Pkw zu schaffen. Autofahrer 
sollten dazu bewegt werden, ihren Wagen 
an einem der größeren Parkplätze am Rande 
der Stadt stehen zu lassen und mit dem Rad 
in die Innenstadt zu kommen. Zudem soll­
ten die beiden städtischen Einzelhandels­
standorte eine zusätzliche und verträgliche 
Verknüpfung erfahren. Das touristische An­
gebot sollte erweitert werden. 

Projektbeschreibung 

Zur Minderung der verkehrsbedingten 
Belastungen und zur Entspannung der 
Parkraumnot in der Innenstadt wurde das 
Stadt-Radl Abensberg eingeführt. Die Betei­
ligten waren sich hierbei bewusst, dass die 
Fahrräder jedoch zu keiner Verdrängung des 
Kfz-Verkehrs würden führen können. Insge­
samt zwölf auffällig und typisch gestaltete 
Stadträder stehen der Bevölkerung wie auch 
Besuchern und Touristen zur Verfügung. 
Ihre Nutzung ist grundsätzlich kostenlos 
und durch jedermann möglich. In der Alt­
stadt, am Bahnhof, auf der Festwiese (Gil­
lamoos) und am Einkaufszentrum wurden 
Radl-Bahnhöfe errichtet. Die grünen, mit 
einer Pfandsicherungsbox ausgestatteten 
Stadträder stehen dort bereit und können 
gegen ein Pfand von zwei Euro während der 
Woche von 7.00 bis 18.00 Uhr ausgeliehen 

werden. Alle Fahrräder sind, um Diebstäh­
le zu vermeiden, mit einer bei der Polizei 
registrierten Nummer versehen. Die Rück­
gabe der Fahrräder ist an jedem beliebigen 
Radl-Bahnhof möglich, wo sie über Nacht 
eingeschlossen werden. Die Bahnhöfe sind 
flexibel gestaltet und können demnach bei 
Bedarf versetzt oder als Wartehäuschen für 
Bushaltestellen zum Einsatz kommen. Das 
Stadt-Radl-Projekt wird durch PR-Kampag­
nen und Öffentlichkeitsarbeit begleitet. 

Prozesse und Instrumente 

Um die Verkehrsprobleme der Altstadt lösen 
zu können, wurde in einem ersten Schritt 
eine umfassende Analyse des Bestandes 
vorgenommen. Die Ziel- und Quellverkehre 
wurden durch Verkehrszählung, Befragun­
gen und Daten des Einwohnermeldeamtes 
untersucht und die Parkraumsituation er­
fasst. Auf Basis dieser Erkenntnisse und den 
Vorschlägen mehrerer Arbeitsgruppen wur­
de die Verkehrsberuhigung der Innenstadt 
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– inklusive Parkraumbewirtschaftung und 
einem Stadtradangebot – beschlossen. 

Anschließend wurde eine Potenzialabschät­
zung vorgenommen und ein voraussichtli­
cher Bedarf von zehn Fahrrädern und zwei 
Ersatzrädern ermittelt. Für diese wurden 
dann Radl-Bahnhöfe eingerichtet. 

Akteure und Kooperationen 

Die Idee wurde in Kooperation der Stadt 
mit dem örtlichen Einzelhandel und heimi­
schen Betrieben realisiert. In die Grundla­
genermittlung war zudem eine Realschule 
eingebunden. Akzeptanz und Engagement 
sollten durch die Einbeziehung lokaler Part­
ner erhöht werden. 

Die Projektleitung und -steuerung obliegt 
dem Bürgermeister der Stadt Abensberg. Mit 
der laufenden Organisation und der Verwal­
tung der Reserveschlüssel ist zudem ein Mit­
arbeiter der Verwaltung betraut. An ihn wer­
den auch Klagen und Anfragen gerichtet. 

Die Fahrräder wurden durch den örtlichen 
Einzelhandel gestiftet. Die Auswahl erfolg­
te mit Hilfe eines ansässigen Großhändlers, 
ein Stahlbauunternehmen wurde zur An­
passung des Sicherungssystems herangezo­
gen. Mit Hilfe des Stahlbauunternehmens 
wurden auch die Radl-Bahnhöfe errichtet. 
Mit der Wartung, Kontrolle und dem Ein­
schließen der Räder ist ein örtlicher Fahr­
radbetrieb beauftragt worden (pauschaler 
Wartungsvertrag). Anfallende Reparaturen 

werden zusätzlich nach Stundenlohn und 
Ersatzteilkosten abgerechnet. 

Finanzierung 

Die Kosten zur Einführung des Stadtfahrrad­
projektes wurden von der Stadt und priva­
ten Akteuren getragen. Der städtische Anteil 
betrug 10 % der Gesamtkosten, der Rest (ca. 
30 000 Euro) wurde von Sponsoren getragen. 
Die laufenden Kosten für Wartung, Kontrol­
le, Reparaturen und den täglichen Schließ­
dienst werden durch Zuschüsse und die 
Vermietung von Werbeflächen erwirtschaf­
tet. Die Unterhaltungskosten belaufen sich 
pro Jahr auf ca. 7 500 Euro. Größere Schäden 
durch Verlust oder Vandalismus sind der 
Stadt bislang nicht entstanden. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Das Stadt-Radl Abensberg war eines der 
ersten dieser Art. Das Projekt läuft bereits 
seit zehn Jahren erfolgreich und zeigt, dass 
Stadträder zu einem Abbau verkehrsbeding­
ter Belastungen und dadurch zu einer Ver­
besserung städtischer Quartiere beitragen 
können. Die Parkraumnot und die damit 
einhergehenden negativen Folgen in der Alt­
stadt konnten gemindert werden. Durch die 
Möglichkeit zum Umsteigen aufs Fahrrad 
wird ein Anreiz geschaffen, das Auto außer­
halb zu parken bzw. den ÖPNV zu nutzen. 
Das Projekt trägt somit zur Förderung des 
Umweltverbundes bei. Während der Som­
mersaison erfolgen rund 100 Ausleihen pro 
Tag (bei 9 – 12 Rädern in Betrieb). 

Besonderheiten 

Der Erfolg des Abensberger Projektes beruht 
auf der Einbeziehung und dem Engagement 
der lokalen Unternehmen und Akteure, der 
eingehenden Grundlagenermittlung und 
Bedarfsabschätzung sowie der Einbettung in 
eine übergreifende Strategie zur Verkehrsbe­
ruhigung und Stabilisierung der Innenstadt. 

Kontakt 

Stadt Abensberg 

Stadtplatz 1 

93326 Abensberg 

Tel. 0 94 43 / 9 10 30 

stadt@abensberg.de 

Weitere Informationen 

www.abensberg.de 

Hinweise für die Praxis:	Gerade	in	innerstädtischen	Quartieren	stellt	die	Organisation	des	 
ruhenden	Verkehrs	eine	der	zentralen	Herausforderungen	dar.	Häufig	besteht	eine	Lücke	 
zwischen	Parkraumangebot	und	-nachfrage.	Durch	die	Förderung	des	Umweltverbundes	 
kann	zu	einer	Minderung	dieses	Parkdrucks	beigetragen	werden.	Stadträder	stellen	ein	 
Beispiel	dar,	wie	Anreize	für	die	Nutzung	des	Fahrrades	geschaffen	werden	können.	Durch	 
die	Integration	privater	Akteure	kann	die	Finanzierung	solcher	Projekte	gesichert	und	de-
ren	Betrieb	langfristig	ermöglicht	werden. 

mailto:stadt@abensberg.de
http://www.abensberg.de
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Sternenfels 

KOMM-IN Zentren 

Förderung	der	Nahmobilität	durch	Sicherung	der	 Bundesland:	Baden-Württemberg 
Nahversorgung Einwohnerzahl:	ca.	2	900 

Projektlaufzeit:	seit	1999 

Auswahl als Best Practice:	Die	KOMM-IN	Zentren	stellen	eine	Möglichkeit	zur	Sicherung	
der	 verbrauchernahen	 Grundversorgung	 dar.	 Durch	 die	 Gewährleistung	 der	 Nahversor-
gung	können	Verkehre	reduziert	und	die	Lebensqualität	in	der	Gemeinde	und	/	oder	dem	
Quartier	erhöht	werden. 

 

 

Anlass und Zielsetzung 

Gerade kleineren Kommunen im ländli­
chen Raum fällt es zunehmend schwer, die 
wohnortnahe Grundversorgung mit Gütern 
des täglichen Bedarfs und konsumnahen 
Dienstleistungen zu sichern. Aber auch 
städtische Quartiere sind von dieser Pro­
blematik betroffen. Die Schließung, Verlage­
rung und Zusammenfassung von Standor­
ten führt vielfach dazu, dass Versorgungs­
einrichtungen fußläufig nicht mehr erreicht 
werden können, wodurch die Abhängigkeit 
vom Pkw steigt. Konzepte und Strategien 
zur Aufrechterhaltung und Neuorganisati­
on der Nahversorgung sind gefragt. Ziel der 
KOMM-IN Zentren ist es, die Eigenständig­
keit des Lebens- und Wirtschaftsraumes der 
Gemeinde – aber auch die Versorgungsqua­
lität in einzelnen Quartieren – zu unterstüt­
zen und langfristig zu erhalten. Dies führt 
zu einer Attraktivitätssteigerung und senkt 
zugleich die Verkehrsströme, da die Bürger 
nicht mehr zu unterschiedlichen Zielen fah­
ren müssen. 

Projektbeschreibung 

Bei den KOMM-IN Zentren ist zu unter­
scheiden zwischen reinen Dienstleistungs­
zentren und KOMM-IN Märkten mit einem 
ergänzenden Angebot an Waren und Gütern 
des täglichen Bedarfs. 

Öffentliche und privatwirtschaftliche Leis­
tungen und Produkte werden in KOMM-IN 
Zentren räumlich, organisatorisch und per­
sonell gebündelt. Service- und Produktan­
gebote der öffentlichen Hand, von Banken, 
Krankenkassen, Energieversorgern aber 
auch von Buchhandlungen und örtlichen 
Erzeugern können im Rahmen des modu­
laren Systems unter einem Dach angeboten 
werden. Kommune, Finanzdienstleistun­
gen, Gesundheit und Energie stellen hierbei 
die vier Kernbereiche von KOMM-IN dar. Sie 

sind in der Regel in jedem Zentrum als Min­
destausstattung vorhanden. Das Portfolio 
wird individuell ergänzt durch eine Vielzahl 
optionaler Partner – wie etwa Lottoannah­
mestellen, Post oder auch Lebensmittelver­
sorger. Die Bündelung erfolgt im Sinne eines 
gekoppelten stationären und multimedialen 
Vertriebes unter Nutzung moderner Infor­
mations- und Kommunikationstechnologi­
en. 

Die Leitgedanken von KOMM-IN sind: 

•	 Dienstleistungen bündeln 

•	 Synergien nutzen 

•	 Kosten teilen 

•	 Mehrwert schaffen 

•	 Präsenz sichern 

•	 Leistungsangebote vor Ort steigern 

•	 Bürgerschaftliches Engagement nutzen 

KOMM-IN wurde in einem Pilotprojekt in 
der Gemeinde Sternenfels entwickelt und 
erstmalig umgesetzt. Mittlerweile werden 
in dem 1999 eröffneten Zentrum Dienstleis­
tungen für fast 20 Partner angeboten. 

Prozesse und Instrumente 

Die Initiative geht auf Kommunen oder Bür­
gerverbände zurück. Die KOMM-IN GmbH 
erstellt im Auftrag von Gemeinden, Städten 
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oder auch Banken eine Standortkonzepti­
on, in der die Tragfähigkeit im jeweiligen 
Einzelfall untersucht und ein individuelles 
Modell ausgearbeitet wird. Wird in den zu­
ständigen kommunalen Gremien ein Votum 
pro KOMM-IN Zentrum getroffen, beglei­
tet die KOMM-IN GmbH den Betreiber bei 
der Realisierung (z.B. Projektmanagement, 
Abschluss der Partnerverträge, Qualitäts­
management). Auch nach Fertigstellung 
werden weitere Leistungen angeboten (z.B. 
Personalschulung, Audit, Erfahrungsaus­
tausch). 

Akteure und Kooperationen 

Akteursstrukturen und Kooperationsfor­
men variieren je Zentrum. Es können un­
terschiedliche Partner einbezogen werden 
und Betreibermodelle zum Einsatz kom­
men – z.B. kommunaler Regiebetrieb, Pu­
blic Private Partnership, Genossenschaft, 
Privatunternehmen. Der jeweilige Betreiber 
übernimmt die räumliche, organisatorische 
und auch personelle Verantwortung. In so­
genannten Partnerschaftsverträgen mit den 
Unternehmen wird dann individuell gere­
gelt, welche Leistungen jeweils durch die 
KOMM-IN Mitarbeiter zu erbringen sind, 
wie das Unternehmen präsentiert werden 
soll und welchen finanziellen Beitrag es für 
die Bereitstellung zu leisten hat. 

Die KOMM-IN GmbH fungiert hierbei als 
Dachorganisation bzw. Systemanbieter, die 
den Umsetzungsprozess in den Kommunen 
mit einem umfassenden Serviceangebot be­
gleitet. 

Finanzierung 

Die mitwirkenden Partner beteiligen sich an 
der Finanzierung des Systems über Präsenz­
pauschalen, Leistungsentgelte und Provisio­
nen an den Personal-, Betriebs-, Raum- und 
Werbekosten. Ihnen wird eine kostengüns­
tige Präsenzlösung ermöglicht und damit 

die Entscheidung für den Verbleib oder die 
Ansiedlung in der jeweiligen Kommune er­
leichtert. Durch die Einbindung verschie­
dener Anbieter können Kosten geteilt wer­
den, Rentabilität und Wirtschaftlichkeit für 
den Einzelnen steigen. Die Kopplung mit 
Dienstleistungen bietet die Chance, auch 
die wohnortnahe Lebensmittelgrundversor­
gung rentabel auszugestalten. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Die Zentren können dazu beitragen, Belas­
tungen durch den motorisierten Verkehr 
durch die Förderung von Nahmobilität 
abzubauen sowie die Lebens- und Stand­
ortqualität zu verbessern. Durch ein zerti­
fiziertes Qualitätsmanagementsystem und 
Erfahrungsaustausch kann auf veränderte 
Rahmenbedingungen und Kundenwünsche 
reagiert werden. KOMM-IN stellt in diesem 
Sinne ein vernetztes, lernendes System dar. 

Besonderheiten 

Die Idee der KOMM-IN Zentren hat hin­
sichtlich der Vernetzung verschiedener 
Akteure Vorbildcharakter. Sie verdeutlicht, 
wie durch die Koppelung unterschiedlicher 
Serviceleistungen und Produktangebote die 
Rentabilität der verbrauchernahen Versor­
gung in Quartieren erhöht und damit die 
nahräumliche Erreichbarkeit gesichert wer­
den kann. 

Kontakt 

KOMM-IN GmbH 

Maulbronner Straße 26 

75447 Sternenfels 

Tel. 0 70 45 / 9 70 12 50 

info@komm-in.de 

Weitere Informationen 

www.komm-in.de 

Hinweise für die Praxis:	Vielerorts	gestaltet	sich	die	Sicherung	der	wohnortnahen	Grund-
versorgung	zunehmend	schwierig.	Alternative	Konzepte,	Strategien	und	auch	Koopera-
tionen	 sind	 erforderlich,	 um	 die	 Versorgungsqualität	 in	 den	 Quartieren	 zu	 erhalten	 und	 
steigenden	Verkehrsbelastungen	(durch	den	Verlust	fußläufiger	Angebote)	vorzubeugen.	 
Die	räumliche,	organisatorische	und	personelle	Bündelung	von	Angeboten	und	Dienstleis-
tungen	 ist	hierbei	eine	Möglichkeit,	wie	Synergieeffekte	genutzt	und	die	Rentabilität	 für	 
die	einzelnen	Anbieter	gesteigert	werden	kann.	In	den	Kommunen	sollte	die	Zukunft	der	 
Nahversorgung	im	Quartier	diskutiert	werden.	Die	Kommunen	können	als	Initiator	Zusam-
menschlüsse	und	Kooperationen	vor	Ort	aktiv	fördern	und	unterstützen. 

mailto:info@komm-in.de
http://www.komm-in.de
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Frankfurt am Main 

Pilotprojekt Nahmobilität Nordend 

Beispielhafte	 Konkretisierung	 der	 gesamtstäd- Bundesland: Hessen 
tischen	 Zielsetzung	 zur	 Förderung	 des	 Fußver- Einwohnerzahl:	ca.	662	000 
kehrs	auf	Quartiersebene Projektlaufzeit:	2006	–	2009 

Auswahl als Best Practice:	 Das	 Projekt	 zeichnet	 sich	 durch	 die	 Verknüpfung	 der	 ge-
samtstädtischen	und	der	teilräumlichen	Betrachtungsebene	aus.	Die	übergeordneten	Zie-
le	der	Gesamtverkehrsplanung	werden	nicht	nur	konkretisiert,	die	Erfahrungen	sollen	auch	
auf	gesamtstädtischer	Ebene	genutzt	werden.	Vorbildlich	ist	zudem	der	umfangreiche	und	
breite	Beteiligungsprozess. 

 
 

Anlass und Zielsetzung 

Nahmobilität und hierbei vor allem der Fuß­
verkehr spielen bei der alltäglichen Verkehrs­
mittelwahl in Frankfurt am Main eine große 
Rolle. Jeder dritte Weg wird zu Fuß zurückge­
legt, in den Innenstadtquartieren sogar fast 
jeder Zweite. Die Stadt hat den Stellenwert 
des Fußverkehrs erkannt und auf Ebene der 
Frankfurter Gesamtverkehrsplanung (GVP) 
dessen konsequente Förderung beschlos­
sen. Zur exemplarischen Konkretisierung 
der übergreifenden Ziele des GVP wurde ein 
städtisches Pilotprojekt Nahmobilität initi­
iert. Als Stadtteil wurde aufgrund der innen­
stadtnahen Lage und der guten Ausgangs­
bedingungen (städtebauliche Rahmenbe­
dingungen, Einwohnerdichte und -struktur, 
Vorhandensein typischer Zielkonflikte etc.) 
das Nordend ausgewählt. 

Das Pilotprojekt Nahmobilität Nordend wur­
de mit einer zweifachen Intention durchge­
führt. Zum einen sollten wirksame, einfache 
und kostengünstige Maßnahmen sowie 
tragfähige und bedürfnisgerechte Lösungen 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 
der Nahmobilität und Lebensqualität im 
Stadtteil erarbeitet werden. Zum anderen 
sollten aus den gewonnenen Erfahrungen, 
übergreifende Hinweise und Grundsätze für 
andere Stadtteile abgeleitet werden. 

Projektbeschreibung 

Um die quartiersinternen Fußwege attrak­
tiver, sicher und barrierefrei zu gestalten, 
wurde ein Handlungskonzept mit über 75 
konkreten Maßnahmen aus vier Themenbe­
reichen erarbeitet. Die erarbeiteten Einzel­
maßnahmen reichen von Markierungser­
neuerung über Mobilitätserziehung hin zu 
Umbauprogrammen und städtebaulicher 
Aufwertung einzelner Plätze und Straßenab­
schnitte. Maßnahmen befinden sich derzeit 
in Umsetzung. Ein übergreifender Leitfaden 
mit Grundsätzen und Planungshilfen soll in 
einem nächsten Schritt erarbeitet werden. 
Die Erfahrungen zeigen, dass die Belange 
der Fußgänger nicht als verkehrsfunktiona­
le und technische Einzelanforderungen zu 
thematisieren sind, sondern sich in einem 
systematischen Förderansatz durch eine In­
tegration mit anderen Themenfeldern aus­
zeichnen (z.B. Wohn- und Lebensqualität im 
Quartier, familien- und kinderfreundliche 
Freiräume). 

Prozesse und Instrumente 

Bei der Erstellung des Konzepts wurde eine 
umfangreiche Beteiligung der Bewohner so­
wie lokal aktiver Institutionen durchgeführt. 
Parallel wurde eine systematische gutachter­
liche Analyse der Situation des Fußverkehrs 
im Stadtteil vorgenommen und darauf auf­
bauend ein differenziertes Fußwegenetz mit 
spezifischen Qualitätsstandards entwickelt. 

Das offene Beteiligungskonzept setzt sich 
aus insgesamt vier Bausteinen zusammen 
und ist bereits in mehreren Städten erfolg­
reich zum Einsatz gekommen. Zur Informa­
tion, als Einladung und für Rückmeldungen 
zu Mängeln im Plangebiet wurde ein Mit­
machflyer an alle Haushalte versendet. Eine 
Internetpräsenz diente als projektbegleiten­
de Informations-, Kommunikations- und 
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offene Beteiligungsplattform. Im Rahmen 
thematischer Planungsspaziergänge wur­
den Probleme und Lösungsansätze vor Ort 
identifiziert und begutachtet. In einem Bür­
gerforum wurden gemeinsam mit zufällig 
ausgewählten Bürgern des Stadtteils Maß­
nahmen erarbeitet und Handlungsfelder 
priorisiert. 

Der auf mehreren Bausteinen beruhende 
Beteiligungsprozess mit niedrigschwelligen 
Angeboten (Mitmachflyer und Internetprä­
senz) schuf die Voraussetzungen für eine 
möglichst breite und umfangreiche Betei­
ligung. Die Einbeziehung der Bevölkerung 
erfolgte auf unkomplizierte Weise, Hemm­
schwellen konnten dadurch abgebaut bzw. 
gemindert werden. 

Akteure und Kooperationen 

Dem diskursiven Prozess mit den Bürgern 
und den lokal aktiven Institutionen wurde, 
wie bereits beschrieben, von Beginn an eine 
zentrale Bedeutung beigemessen. Es wurde 
berücksichtigt, dass eine wirkungsvolle und 
erfolgreiche Fußverkehrsförderung eines 
partizipativen Ansatzes bedarf. 

Die Planer erstellten das Handlungskonzept 
und stimmten es mit den zuständigen Äm­
tern ab. Die darauf folgende politische Dis­

kussion im Ortsbeirat war vor allem wegen 
der intensiven Beteiligung von hoher Akzep­
tanz gekennzeichnet. Eine ämterübergrei­
fende Arbeitsgruppe überwacht die Umset­
zung der Maßnahmen. Diese leitet auch die 
erforderlichen Schritte ein. 

Finanzierung 

Das Pilotprojekt wird durch die Stadt Frank­
furt am Main und mit Hilfe von Fördermit­
teln finanziert. Die Stadt Frankfurt am Main 
hat zunächst für die ersten beiden Jahre je­
weils 300 000 Euro bereitgestellt. Inklusive 
ergänzender Mittel über andere Programme 
und das Programm „Vernetzte Spiel- und 
Begegnungsräume“ stehen derzeit rund 
1,4 Mio. Euro für die Umsetzung des Maß­
nahmenprogramms zur Verfügung. Der Ma­
gistrat plant weitere Mittel in den Haushalt 
2009 einzustellen. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Die Maßnahmen werden derzeit nach und 
nach umgesetzt und tragen zu einer Ver­
besserung der Situation für Fußgänger und 
Radfahrer bei. Aufbauend auf den positiven 
Erfahrungen im Bereich der Bürgerbetei­
ligung werden die Bewohner zudem auch 
im Rahmen des ExWoSt-Modellvorhabens 
„Vernetzte Spiel- und Begegnungsräume“ 
und damit in die weitere Quartiersentwick­
lung als lokale Experten einbezogen. 

Besonderheiten 

Vorbildlich sind die Verknüpfung der ge­
samtstädtischen und teilräumlichen Ebene 
sowie das Beteiligungsverfahren. Die Erfah­
rungen aus dem Nordend zeigen, dass viele 
Verbesserungen auch mit geringen finanzi­
ellen Mitteln und einer vorausschauenden 
Planung erreicht werden können. 

Hinweise für die Praxis:	Eine	wirksame	Nahmobilitätsförderung	muss	an	den	bestehen-
den	Problemen	und	Bedürfnissen	vor	Ort	ansetzen.	Kooperative	Planungsverfahren	bzw.	 
das	 aktive	Mitwirken	 der	 Bürger	bzw.	Fußgänger	 und	 Fahrradfahrer	 sind	entsprechend	 
wesentliche	 Erfolgsfaktoren.	 Ein	 transparentes	 und	 offenes	 Beteiligungsverfahren	 kann	 
in	Verbindung	mit	der	zeitnahen	Realisierung	erster	Maßnahmen	zu	einer	hohen	Umset-
zungsakzeptanz	und	Zufriedenheit	der	Bürger	führen.	 

Kontakt 

Stadt Frankfurt am Main 

Referat Mobilitäts- und 

Verkehrsplanung 

Stiftstraße 9 – 17 

60313 Frankfurt am Main 

Tel. 0 69 / 21 23 73 70 

referat.66a@stadt­

frankfurt.de 

Weitere Informationen 

www.nahmobilitaet­

nordend.de 

www.urbanes.nordend.de 

www.exwost.de 

mailto:referat.66a@stadt-frankfurt.de
mailto:referat.66a@stadt-frankfurt.de
http://www.nahmobilitaet-nordend.de
http://www.nahmobilitaet-nordend.de
http://www.urbanes.nordend.de
http://www.exwost.de
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Braunschweig 

Quartiersverbindender Fuß- und Radweg 

Umwandlung	 eines	 ehemaligen	 Industriegleises	 Bundesland:	Niedersachsen 
in	 einen	 quartiersverbindenden	 Fuß-	 und	 Rad- Einwohnerzahl:	ca.	257	000 
weg Projektlaufzeit:	2001	–	2015 

Auswahl als Best Practice:	Das	Projekt	verdeutlicht	beispielhaft	an	der	Umwandlung	und	
Umgestaltung	eines	ehemaligen	Eisenbahngleises	wie	durch	die	Verknüpfung	von	Stadt-,	
Verkehrs-	und	Freiraumplanung	Leuchtturmprojekte	zur	Verbesserung	der	Lebensbedin-
gungen	in	benachteiligten	Stadtteilen	umgesetzt	werden	können. 

 
 

Anlass und Zielsetzung 

Das Ringgleis in Braunschweig wurde Ende 
des 19. Jahrhunderts zur Versorgung der In­
dustriebetriebe im Westlichen Ringgebiet 
gebaut. Die Eisenbahn bildete fortan den 
Motor der wirtschaftlichen Entwicklung 
und prägte die Siedlungsstruktur. Mit der 
Stilllegung der Strecke in den 1980er Jahren 
ging die Verlagerung und Schließung von 
Betrieben einher. Im Westlichen Ringgebiet 
entwickelte sich eine Gemengelage aus In­
dustriebrachen, aufgegebenen Bahngleisen, 
Wohnquartieren für sozial benachteilig­
te Bevölkerungsgruppen und restgenutz­
ten Gewerbebauten und -flächen. Ziel des 
Projektes ist es, die Fläche des stillgelegten 
Ringgleises zur Aufwertung des Quartiers 
und Förderung der Nahmobilität zu nutzen. 

Projektbeschreibung 

Der überwiegende Teil des Gebietes wurde 
im Jahr 2001 in das Bund-Länder-Programm 
Soziale Stadt aufgenommen. Das fast vier 
Kilometer lange, den gesamten Stadtteil 
durchziehende Ringgleis wird hierbei durch 
alle Beteiligten nicht nur als stadtbildprä­
gender Faktor, sondern auch als Rück­
grat der Quartiersentwicklung betrachtet. 
Durch die Schaffung eines durchgängigen 
Fuß- und Radweges entlang der ehemaligen 
Strecke sollen Freiräume, quartiersinterne 

Einrichtungen und Menschen miteinan­
der verbunden und der Bevölkerung – aber 
auch Besuchern – Zugang zu einem einzig­
artigen Natur- und Erlebnisraum in Mitten 
der Stadt geboten werden. Neue mit unter­
schiedlichen Nutzungen belegte Grün- und 
Erholungsflächen sollen entstehen. Das Pro­
jekt soll dauerhaft zu einer lebendigen, die 
Historie berücksichtigenden Stadtteilkultur 
beitragen. 

Die ehemalige Schienenstrecke wird als Iden­
tität stiftendes Pilot- und Leuchtturmpro­
jekt im Soziale Stadt-Gebiet genutzt. Bereits 
durch die Umsetzung erster Maßnahmen 
konnten die Rahmenbedingungen für den 
Nahverkehr, durch die Realisierung von We­
gen abseits der Straßen, verbessert werden. 
Sicherheit und Komfort wurden verbessert. 
Die Umwandlung der ehemaligen Bahntras­
se ermöglicht darüber hinaus die Entwick­
lung einer über das Gebiet hinausgehenden 
Grünvernetzung. Dies ist umso wichtiger, da 
das Westliche Ringgebiet bisher durch einen 
erheblichen Mangel an Grünflächen und 
Flächen für öffentliche Veranstaltungen und 
Stadtteilfeste gekennzeichnet war. 

Prozesse und Instrumente 

Das Ringgleis wurde in mehreren Ausbau­
stufen bereits fast durchgängig zu einer at­
traktiven grünen Achse umgewandelt. Im 
Sinne eines Wechselspiels zwischen bür­
gernaher Planung und Umsetzung wurden 
die einzelnen Bauabschnitte zunächst als 
provisorischer Ausbau hergestellt. Die Wege 
wurden mit groben wassergebundenen 
Decken begehbar gemacht. Anschließend 
konnten sie vor Ort besichtigt, in Gebrauch 
genommen und neue Ideen für den weite­
ren Ausbau diskutiert werden, die dann im 
Zuge der folgenden Ausbaustufe realisiert 
werden konnten bzw. sollen. Künftig soll 
die Attraktivität der Achse durch weitere 
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Dresden 

Mobilitätsmanagement Dresden Klotzsche 

Einführung	 eines	 betrieblichen	 Mobilitätsma- Bundesland:	Sachsen 
nagements Einwohnerzahl:	ca.	509	000 

Projektlaufzeit:	seit	1996 

Auswahl als Best Practice:	Bei	dem	Projekt	fand	eine	umfangreiche	Vernetzung	der	ein-
zelnen	Beteiligten	statt.	Sie	ist	ein	wichtiger	Faktor	für	den	Erfolg	des	Projektes.	Der	Anteil	 
des	Umweltverbundes	konnte	durch	die	Maßnahmen	deutlich	gesteigert	werden. 

Anlass und Zielsetzung 

Um Verkehrsproblemen entgegenzuwirken 
und die hohen Verkehrsspitzen im Berufs­
verkehr abzubauen, wurden im Zuge der 
Ansiedlung eines großen Unternehmens im 
Dresdener Norden die Mobilitätsbedürfnis­
se der zukünftigen Mitarbeiter bereits bei 
der Planung berücksichtigt. Das Ziel war die 
Veränderung des Modal Split zugunsten des 
Umweltverbundes, die Abflachung der Ver­
kehrsspitzen, eine bessere Erreichbarkeit 
der Standorte durch effizientere Nutzung 
bestehender Infrastrukturen und nicht zu­
letzt Kosteneffizienz für alle Beteiligten. 

Projektbeschreibung 

In diesem Projekt wurden standortspezi­
fisch geeignete betriebliche Mobilitätsma­
nagement-Maßnahmen für große Unter­
nehmen im Stadtteil Klotzsche entwickelt, 
die zu einer Stärkung des Umweltverbundes 
beitragen. Der Stadtteil ist der sich seit 1990 
am dynamischsten entwickelnde Gewerbe- 
standort Dresdens. Grundlage für Mobili­
tätsmanagement-Maßnahmen bilden Mobi­
litätsbefragungen der Mitarbeiter, Auszubil­
denden und Besucher. In Dresden Klotzsche 
wurden auf diese Weise bereits vielfältige 
Maßnahmen entwickelt, umgesetzt und ver­
bessert. Hierzu zählen z.B. die Einführung 
von Firmentickets, die Abstimmung der ÖV-
Taktzeiten mit den Schichtzeiten, die Verla­
gerung von Bushaltestellen, der Neubau von 
Radverkehrsabstellanlagen sowie Duschen 
für Radfahrer und weitere Serviceleistun­
gen. Anregungen der Mitarbeiter führten 
dazu, dass z.B. LSA-Schaltungen optimiert, 
Bordabsenkungen für Radfahrer nachge­
rüstet, der Winterdienst auf Radwegen und 
Sichtbeziehungen durch Gehölzschnitt ver­
bessert werden konnten. 

Prozesse und Instrumente 

Die Initiative zur Einführung eines betrieb­
lichen Mobilitätsmanagements kam von der 
Stadtverwaltung. 

Zum Einstieg in das Thema und zur Motiva­
tion der Unternehmen sich zu beteiligen, in­
formierte die Stadt in Veranstaltungen und 
über Broschüren. Es wurden auch Mobili­
tätstage in Unternehmen veranstaltet, auf 
denen die Stadt zusammen mit Partnern wie 
den Verkehrsunternehmen und dem ADFC 
über Mobilität beriet. Hierbei wurde die Er­
fahrung gemacht, dass das Engagement der 
Unternehmen deutlich höher ist, wenn sie 
auf Interesse und Aktivitäten ihrer Mitarbei­
ter aufbauen können. 

Ein im Unternehmen gegründetes Mobi­
litätsteam koordinierte die Zusammenar­
beit. Das Team sicherte den regelmäßigen 
Kontakt zur Stadtverwaltung, wodurch An­
regungen und Kritik der Mitarbeiter direkt 
berücksichtigt werden konnten. 

Neben der Vernetzung auf Akteursebene 
werden verkehrsträgerbezogene sowie ver­
kehrsträgerübergreifende Angebote entwi­
ckelt. 
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Akteure und Kooperationen 

Die Zusammenarbeit zwischen Stadtverwal­
tung, Unternehmen, Verkehrsunternehmen 
und den Beschäftigten war mit entschei­
dend für den Erfolg des Projektes. 

Die Stadtverwaltung hat dabei den Anstoß 
für das Projekt gegeben. Im weiteren Verlauf 
wurde in Arbeitsgruppen gearbeitet. Darin 
vertreten waren die Stadt, die Unternehmen, 
das Verkehrsunternehmen und die IHK. Die 
Stadtverwaltung übernimmt dabei die Rolle 
des Initiators und Kommunikators für Ko­
operationen zwischen den einzelnen Ak­
teuren. Die Detailabsprachen finden dann 
häufig bilateral zwischen den Beteiligten 
statt, z.B. Abstimmungen zwischen den Un­
ternehmen und dem Verkehrsunternehmen 
zur Anpassung des Fahrplans oder zu den 
Konditionen des Job-Tickets. 

Finanzierung 

Der Großteil wurde im Rahmen verschiede­
ner Forschungsvorhaben finanziert, ein ge­
ringer Anteil über den kommunalen Haus­
halt. Dabei kümmerte sich die Stadt inten­
siv um die Bewerbung auf Fördergelder zur 
Weiterentwicklung von betrieblichem Mobi­
litätsmanagement. 

•	 „Intermobil Region Dresden“, Bundes­
ministerium für Bildung und Forschung 
(1999 – 2004) 

•	 ExWoSt-Modellvorhaben „Betriebliches 
Mobilitätsmanagement und Stadtent­
wicklung Dresden“, Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Wohnungswesen 
(jetzt BMVBS) und Bundesamt für Bau­
wesen und Raumordnung (2002 – 2003) 

•	 „UrBike“, Laufzeit 2004 – 2006, INTER­
REG IIIC-Projekt (2004 – 2006) 

Die Weiterführung des Projektes erfolgt bei 
der Stadt durch eine Mitarbeiterin (halbe 
Stelle). Zudem läuft die Bewerbung auf wei­
tere Forschungsvorhaben. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Eine Evaluation ergab, dass der Anteil des 
Umweltverbundes von 1996 bis 2005 von 
32 % auf 45 % gesteigert werden konnte. Auf­
grund des großen Erfolges soll das Projekt 
nun auf weitere große Verkehrserzeuger aus­
geweitet werden. Dabei wird betriebliches 
Mobilitätsmanagement fortlaufend weiter­
entwickelt. Es ist in Dresden zu einem festen 
Bestandteil der kommunalen Verkehrspla­
nung und Mobilitätsentwicklung geworden. 

Besonderheiten 

Die Entwicklung eines umfangreichen be­
trieblichen Mobilitätsmanagements wurde 
erstmals unternehmensübergreifend be­
gleitet und untersucht. Ergebnisse und Er­
fahrungen des Projektes werden auf andere 
Unternehmen und Standorte in Dresden 
übertragen bzw. weiterentwickelt. Das Mo­
bilitätsmanagement ist fest verankerter Be­
standteil der Dresdner Mobilitätsstrategie 
sowie des Dresdner Luftreinhalteplans. 

Hinweise für die Praxis:	Speziell	auf	bestimmte	Personengruppen	bzw.	Standorte	zuge-
schnittene	Maßnahmen	können	spezifische	Probleme	berücksichtigen.	Als	Grundlage	für	 
die	Entwicklung	dieser	Maßnahmen	ist	es	erforderlich,	die	Anforderungen	und	Probleme	 
genau	zu	kennen.	Im	Bereich	des	betrieblichen	Mobilitätsmanagements	können	dafür	z.B.	 
Mobilitätstage	in	den	Unternehmen	durchgeführt	werden.	 

Kontakt 

Landeshauptstadt Dresden 

Hauptabteilung Mobilität 

Postfach 120020 

01001 Dresden 

Tel. 03 51 / 4 88 32 71 

mobilitaet@dresden.de 

Weitere Informationen 

www.dresden.de 

mailto:mobilitaet@dresden.de
http://www.dresden.de
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Bielefeld 

Mobilitätsanalyse und Fahrradkampagne für 
die Bodelschwinghschen Anstalten Bethel 

Durchführung	 eines	 betrieblichen	 Mobilitäts- Bundesland:	Nordrhein-Westfalen 
managements	 mit	 Integration	 behinderter	 Men- Einwohnerzahl:	ca.	327	000 
schen Projektlaufzeit:	2007	–	2008 

Auswahl als Best Practice: Die Vernetzung der Akteure sowie die Integration von behin-
derten	Menschen	in	das	Projekt	sind	besonders	hervorzuheben.	Zur	Förderung	des	Fahr-
radverkehrs	 werden	 nach	 einer	 Mobilitätsanalyse	 verschiedene	 Aktionen	 durchgeführt,
wobei	besonders	auf	die	Belange	behinderter	Menschen	eingegangen	wird. 

	 

Anlass und Zielsetzung 

Die von Bodelschwinghschen Anstalten sind 
eine gemeinnützige Stiftung, in der Men­
schen mit und ohne Behinderung in medizi­
nischen, sozialen und pädagogischen Berei­
chen arbeiten. Das strukturierte und zielge­
richteteVerkehrs-undMobilitätsmanagement 
hat in den letzten zehn Jahren Maßnahmen 
wie die Einführung eines Job-Tickets und 
eines Quartierbusses, die Bereitstellung von 
Dienstfahrrädern und überdachte Abstell­
anlagen an Aufkommensschwerpunkten er­
folgreich umgesetzt. Dennoch ist der Anteil 
des motorisierten Verkehrs gemessen am 
Gesamtverkehrsaufkommen immer noch 
verhältnismäßig hoch. Die Potenziale des 
Radverkehrs im Quartier konnten bislang 
nicht optimal ausgeschöpft werden. Dabei 
muss jedoch auch die fahrradunfreundliche 
Topografie insbesondere für den Binnenver­
kehr berücksichtigt werden. Ziel des Projek­
tes ist, den Anteil des Fahrrades sowohl im 
Quell- und Zielverkehr als auch im Binnen­
verkehr zu steigern, damit das Verkehrsauf­
kommen im Ortsteil Bethel sicherer und 
umweltschonender abgewickelt werden 
kann und die Lebensqualität steigt. 

Projektbeschreibung 

Die Stadt Bielefeld führt in Kooperation mit 
den von Bodelschwinghschen Anstalten Be­
thel ein Mobilitätsmanagement durch. Ziel 
ist, das Mobilitätsverhalten der Beschäftig­
ten zu analysieren und die Verkehrsmittel­
wahl der Mitarbeiter, Schüler und Bewohner 
zu beeinflussen. Im Frühjahr / Sommer 2008 
ist eine Kampagne mit ausgewählten Mitar­
beitern gestartet, die bereit sind, für einen 
Zeitraum von ca. drei Monaten auf den Pkw 
zu verzichten und auf das Fahrrad (in Kom­
bination mit öffentlichen Verkehrsmitteln) 
umzusteigen. 

Das Projekt begann mit einem Fragebogen 
zum Mobilitätsverhalten, der vor allem die 
dienstlichen Fahrten und die Fahrten von 
Behinderten berücksichtigte. Dabei wurden 
vor allem die Hemmnisse bei der Nutzung 
des Fahrrads erhoben, um wirkungsvolle 
Maßnahmen zur Radverkehrsförderung ab­
leiten zu können. 

Neben der Integration der behinderten Men­
schen bei der Kampagne sollen Möglichkei­
ten ausgelotet werden, die Fahrradnutzung 
zu optimieren und Bethel so in ein soziales 
Stadtquartier mit höherer Wohnqualität 
umzugestalten. Die nach der Auswertung 
des Mobilitätsverhaltens geplanten Kampa­
gnen und Maßnahmen sind z.B.: 

•	 Fahrsicherheitstraining für Menschen 
mit und ohne Behinderungen 

•	 Hilfestellung bei der alltäglichen Routen­
wahl 

•	 pro Teilnehmer eine Zeitkarte von moBiel 
(Bielefelder Verkehrsunternehmen) für 
die Laufzeit der Kampagne 

•	 Vergünstigungen beim ansässigen Car­
Sharing-Anbieter 

Darüber hinaus werden die Fahrräder aller 
Teilnehmer einem kostenlosen Sicherheits­
check in einer Meisterwerkstatt unterzogen. 
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Prozesse und Instrumente 

Das Projekt ist vom Mobilitäts- und Ver­
kehrsmanagement der von Bodelschwingh­
schen Anstalten Bethel und der Stadt Bie­
lefeld (Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 
fahrradfreundlicher Städte, Gemeinden und 
Kreise in NRW e.V. (AGFS)) initiiert worden. 
Im Dezember 2007 wurde mit einer Mobi­
litätsbefragung gestartet, deren Ergebnisse 
bei der Auftaktveranstaltung im April 2008 
präsentiert wurden. 

Akteure und Kooperationen 

Das Projekt wird von verschiedenen Arbeits­
kreisen begleitet. Die Leitung des gesam­
ten Projekts liegt bei je einer Vertreterin der 
von Bodelschwinghschen Anstalten Bethel 
und der Stadt Bielefeld. In einem Kernteam 
wird die Projektleitung durch die externen 
Gutachter, je einen Mitarbeiter der Initia­
toren sowie der Pressestelle der von Bodel­
schwinghschen Anstalten unterstützt. Als 
erweitertes Kernteam werden die Sponsoren 
der Kampagne integriert. Das Kernteam be­
reitete die Durchführung der Kampagne vor. 
Die Teilnehmenden werden dann noch ein­
mal in fünf Gruppen mit jeweils zehn Perso­
nen aufgeteilt, die während der Kampagne 
unterstützt werden. Die Schwerpunkte wer­
den dabei individuell auf die jeweiligen Be­
dürfnisse abgestimmt und können z.B. Hilfe 
bei der fahrradtauglichen Routenwahl oder 
Aufklärung über Rechte und Pflichten als 
Radfahrer im Straßenverkehr sein. Darüber 
hinaus sollen der gegenseitige Austausch 
und der Spaß an der Kampagne eine wich­
tige Rolle spielen. 

Die Arbeiten, insbesondere die Durchfüh­
rung und Auswertung der Mobilitätsanalyse, 
werden durch ein externes Büro unterstützt. 
Des Weiteren sind der örtliche ADFC, das 
Bielefelder Verkehrsunternehmen moBiel, 
Car-Sharing cambio und die Berufsgenos­
senschaft bgw eingebunden. 

Finanzierung 

Die Kosten, die mit der Durchführung des 
Projektes verbunden sind, werden zu glei­
chen Anteilen von den von Bodelschwingh­

schen Anstalten Bethel und der Stadt Bie­
lefeld übernommen. Die Verwaltung kann 
auf Fördermittel des Landes zurückgreifen. 
Für die Durchführung des Projektes werden 
Fördermittel des Landes NRW, die den Mit­
gliedern der AGFS für das Thema Öffentlich­
keitsarbeit zur Verfügung gestellt werden, in 
Anspruch genommen. Die gesamten Kos­
ten belaufen sich auf rund 24 000 Euro. Der 
größte Posten ist das Honorar für die externe 
Unterstützung. Weitere Kosten fallen für die 
Erstellung der Unterlagen für die Mobilitäts­
analyse und deren Versendung an. Darüber 
hinaus sponsern die oben genannten Ko­
operationspartner das Projekt bzw. dessen 
Durchführung mittels der ebenfalls darge­
stellten Anreize. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Im Rahmen der Mobilitätsbefragung wur­
den insgesamt 9 700 Fragebögen versandt. 
Die Rücklaufquote lag bei knapp 30 %. Für 
die Teilnahme an der Radverkehrskampa­
gne Mitte 2008 haben sich insgesamt 231 
Mitarbeiter beworben. Teilnehmen werden 
50 Personen, wovon zehn Menschen mit Be­
hinderung in die Aktion eingebunden werden. 

Besonderheiten 

Das Projekt zeichnet sich vor allem durch 
die aktive Integration von Menschen mit Be­
hinderung aus. 

Hinweise für die Praxis:	Zur	Förderung	des	Radverkehrs	bieten	sich	verschiedene	Lösun-
gen	an.	Als	Basis	für	eine	gelungene	Kampagne	müssen	deshalb	vorab	die	Hemmnisse	 
der	Fahrradnutzung	identifiziert	werden,	um	die	Maßnahmen	entsprechend	zu	gestalten.	 
Dabei	 ist	 besonders	 auf	 die	 spezifischen	 Anforderungen	 bzw.	 Probleme	 einzelner	 Ziel-
gruppen	(z.B.	Menschen	mit	Behinderung)	zu	achten. 

Kontakt 

Stadt Bielefeld 

Ravensbergerstraße 12 

33602 Bielefeld 

Tel. 05 21 / 5 10 

info@bielefeld.de 
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Bremen 

mobil.punkt 

Einführung	 von	 Car-Sharing-Standorten	 im	 öf- Bundesland: Bremen 
fentlichen	 Straßenraum	 mit	 Verknüpfung	 zu	 öf- Einwohnerzahl:	ca.	547	000 
fentlichen	Verkehrsmitteln Projektlaufzeit:	seit	2002 

Auswahl als Best Practice:	Das	Vorgehen,	um	Car-Sharing	in	Innenstadtbereichen	mit	be-
grenzter	Flächenverfügbarkeit	attraktiver	zu	machen,	ist	besonders	hervorzuheben.	Zur-
zeit	wird	eine	Änderung	der	StVO	angestrebt,	um	Parkflächen	im	öffentlichen	Straßenraum
ausschließlich	für	Car-Sharing	bereitzustellen.	 

	 

Anlass und Zielsetzung 

Die hohe Flächeninanspruchnahme durch 
den ruhenden Verkehr führt in innerstädti­
schen Quartieren zu Problemen. Durch die 
Förderung von Inter- und Multimodalität 
durch eine verbesserte Verknüpfung der 
verschiedenen Mobilitätsangebote sollen 
Flächen für soziale und ökologische Funkti­
onen zurück gewonnen werden. 

Projektbeschreibung 

Zur Entlastung innerstädtischer Quartiere 
vom Parkdruck wurde in Bremen das Prinzip 
des Car-Sharing eingeführt. Um das Projekt 
weiter auszubauen, wurden zum April 2003 
zwei Pilotvorhaben „verkehrsträgerübergrei­
fende Mobilitätsstationen“ mit Car-Sharing 
im öffentlichen Straßenraum eingerichtet, 
die den Namen „mobil.punkt“ tragen. Die 
mobil.punkte sollten die Nutzungsmöglich­
keit der Mietautos besser mit den öffentli­
chen Verkehrsmitteln verbinden, um eine 
Kombination aus beiden zu ermöglichen. 
Deshalb wurden für die Stationen Standorte 
gewählt, die in unmittelbarer Nachbarschaft 
zu ÖPNV-Haltestellen, Fahrradständern, 
Mobilitätsinformationen und Taxiständen 
liegen. 

Prozesse und Instrumente 

Die zur Einrichtung von Car-Sharing-Stati­
onen erforderlichen Flächen sind in inner­
städtischen Quartieren meist nicht verfüg­
bar. Häufig stehen nur die gewidmeten Stra­
ßenflächen zur Verfügung. Die Einrichtung 
von Car-Sharing-Plätzen im öffentlichen 
Straßenraum ist zurzeit in den aktuellen 
Rechtsgrundlagen jedoch nicht vorgesehen, 
da diese die Bevorrechtigung von Car-Sha­
ring-Fahrzeugen nicht beinhalten. 

Zur Einrichtung von Car-Sharing-Stationen 
wurde das Umweltzeichen der „Blaue Engel“ 

eingeführt und die Nutzung der Flächen für 
Car-Sharing durch Sondernutzungsgeneh­
migungen im Baugenehmigungsverfahren 
gesichert. Die Basis für die Sondernutzungs­
genehmigung beruht auf der Ausgestaltung 
als „intermodale Mobilitätsstationen“. 

Das Projekt gab darüber hinaus den Anstoß, 
eine Änderung der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) zu forcieren, damit Car-Sharing noch 
attraktiver gestaltet werden kann. Der Refe­
rentenentwurf für eine entsprechende Än­
derung des Straßenverkehrsgesetzes sowie 
der Straßenverkehrsordnung befindet sich 
derzeit in der Abstimmung zwischen den 
Ländern und dem Bund. 

Akteure und Kooperationen 

Die Initiative und Durchführung des Projek­
tes lag bei der Stadt Bremen. Dabei ist die 
BREPARK (örtliche Parkraummanagement­
gesellschaft) Inhaber der Sondernutzungs­
genehmigung für die mobil.punkte und 
vermietet diese weiter an den Car-Sharing-
Anbieter cambio. Die Zertifizierung des Car­
Sharing-Unternehmens mit dem Umwelt­
zeichen „Blauer Engel“ ist eine wesentliche 
Voraussetzung zur Stellplatzvergabe an ei­
nem mobil.punkt. 

Die Information der Bürger ist über verschie­
dene Medien erfolgt. Die Beteiligung der 
Bürger an den Planungen erfolgte im Rah­
men von Stadtteilparlamenten. Anregungen 
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aus der Bevölkerung führten dabei unter an-
derem zur Verlegung eines Standortes. 

An den ÖPNV-Haltestellen wird auf die mo­
bil.punkte hingewiesen. Die mobil.punkte 
sind eine weitere Umsetzung der Kooperati­
on zwischen ÖPNV und Car-Sharing, die seit 
1998 mit der „Bremer Karte plus AutoCard“ 
– einem Jahresabo für ÖPNV mit Car-Sharing 
Zugang – besteht. 

Finanzierung 

Bei den ersten mobil.punkten wurden pa­
rallel umfangreiche Umgestaltungen im 
Straßenraum vorgenommen, um eine an-
sprechende Gestaltung der Pilotvorhaben 
sicherzustellen. Die Finanzierung der Ein­
richtung der mobil.punkte erfolgte etwa zur 
Hälfte durch die Stadt Bremen und durch 
das EU-Programm INTERREG. Die Abwick­
lung erfolgt über die Parkraummanage­
mentgesellschaft BREPARK. 

Der Car-Sharing-Anbieter richtet die tech­
nische Infrastruktur für das Car-Sharing 
(elektronischer Schlüsselmanager, Klappsi­
cherungen etc.) auf eigene Kosten ein. Die 
laufenden Betriebskosten (Straßenreini­
gung, Winterdienst, Regiekosten des Park­
raummanagements u.ä.) werden aus den 
Mieteinnahmen der Car-Sharing-Station 
beglichen. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Es hat sich gezeigt, dass die Stationen in­
tensiv genutzt werden. Im Jahr 2005 gab es 
435 Nutzer in einem Umkreis von 500 m 
um die Stationen. Ein Auto abgeschafft ha­
ben 30 % der Privatkunden, 55 % verzich-

teten auf die Anschaffung eines Autos. Die 
Evaluation der ersten zwei mobil.punkte 
hat ergeben, dass die dort vorhandenen 
zehn Fahrzeuge insgesamt mind. 95 private 
Fahrzeuge ersetzt haben. Die Einrichtung 
weiterer mobil.punkte läuft. Insgesamt gibt 
es in Bremen mehr als 4 300 Kunden im Car­
Sharing mit über 100 Fahrzeugen, die an 34 
Stationen im Stadtgebiet verteilt sind (Stand 
12 / 2007). Etwa 900 Pkw wurden abgeschafft 
und durch die Nutzung der Dienstleistung 
Car-Sharing ersetzt. 

Besonderheiten 

Die Einführung von Sondernutzungsgeneh­
migungen zur Ermöglichung von Car-Sha­
ring in Innenstadtquartieren mit geringer 
Flächenverfügbarkeit ist vorbildlich. 

Hinweise für die Praxis:	 Insbesondere	 innerstädtische	 Quartiere	 sind	 meist	 stark	 von	 
den	 Belastungen	 des	 motorisierten	 Individualverkehrs	 betroffen.	 Die	 Verlagerung	 von	 
Verkehren	 auf	 andere	 Verkehrsmittel	 stellt	 in	 diesem	 Zusammenhang	 eine	 Chance	 dar,	 
die	Belastungen	zu	senken.	Bei	der	Förderung	von	Inter-	bzw.	Multimodalität	stellt	Car-
Sharing	einen	wichtigen	Bestandteil	dar.	Die	Umsetzung	ist	jedoch	aufgrund	der	fehlenden	 
Flächen	 im	 innerstädtischen	Bereich	oft	problematisch,	da	der	öffentliche	Straßenraum	 
nicht	zur	Einrichtung	von	Car-Sharing	Plätzen	genutzt	werden	darf.	Durch	die	Einführung	 
von	 Sondernutzungsgenehmigungen	 kann	 Car-Sharing	 auch	 in	 Quartieren	 mit	 geringer	 
Flächenverfügbarkeit	ermöglicht	werden.	Durch	die	Vernetzung	von	Car-Sharing-Punkten	 
mit	 anderen	 Verkehrsmitteln	 wird	 zudem	 eine	 bessere	 Kombination	 der	 verschiedenen	 
Verkehrsmittel	ermöglicht.	 

Kontakt 

Freie Hansestadt Bremen 

Der Senator für Umwelt, 

Bau, Verkehr und Europa 

Ansgaritorstraße 2 

28195 Bremen 

Tel. 04 21 / 3 61 24 07 

office@bau.bremen.de 

Weitere Informationen 

www.mobilpunkt.info 

www.mocuba.net 
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Akteure und Kooperationen 

Die Bürger wurden bereits im Vorfeld bei an­
stehenden Entscheidungen aktiv eingebun­
den und deren Vorschlag „Überprüfung der 
ergänzenden Einrichtung eines Anruf-Sam­
mel-Taxis“ nunmehr umgesetzt. Auch wurde 
der externe Betreiber frühzeitig in die Über­
legungen eingebunden, da die praktischen 
Erfahrungen im Mietwagenverkehr sehr von 
Vorteil bei der konzeptionellen Entwicklung 
waren. Im Übrigen wurden die Haltestel­
len in der Nähe von Ärzten bzw. Apotheken 
eingeplant. Ärzte und Apotheker wurden 
entsprechend über das AST informiert. Wei­
terhin besteht eine enge Kooperation mit 
dem Altenwohnheim „Haus Waldeck“ (städ­
tischer Eigenbetrieb). Bei städtischen Senio­
rennachmittagen wurde ebenfalls über das 
AST informiert. 

Finanzierung 

Die jährlichen Zuschüsse der Stadt belaufen 
sich auf ca. 45 000 Euro. Eine Fahrt kostet 
zwischen 1,00 Euro und 1,50 Euro. Die Ein­
nahmen verbleiben komplett beim Betrei­
ber. Die Stadt Griesheim zahlt eine individu­
elle Vergütung pro tatsächlich durchgeführ­
ter Fahrt und für die Kilometerleistung. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Das AST wird besonders von älteren und be­
hinderten Menschen genutzt. Zurzeit befin­
det sich nur ein Fahrzeug im Dauerbetrieb. 
Um der steigenden Nachfrage gerecht zu 
werden, soll das System zukünftig noch aus­
gebaut werden. Das Projekt trägt durch die 
Verknüpfung von überörtlichem ÖPNV-Netz 

mit einem örtlichen ÖPNV-System (AST) zur 
Mobilitätssicherung bei. Bis zum 31. Januar 
2007 haben rund 25 000 Personen den Ser­
vice genutzt. 

Besonderheiten 

Das AST reagiert flexibel auf die Wünsche 
der Fahrgäste und ist im Vergleich zu einer 
starren Buslinie weitaus wirtschaftlicher für 
die Stadt und damit für den Steuerzahler. 
Gerade für Menschen, die aus verschiede­
nen Gründen nicht mobil sind, stellt es eine 
Möglichkeit zum Einkaufen, Arztbesuch 
oder für andere Erledigungen dar. 

Hinweise für die Praxis:	Öffentliche	Verkehrssysteme	tragen	wesentlich	zur	Sicherung	der	 
Erreichbarkeit	bei.	Aufgrund	der	geringen	Nachfrage	können	Linienbussysteme	in	man-
chen	Gebieten	jedoch	nicht	wirtschaftlich	betrieben	werden.	Hier	kann	die	Einführung	von	 
Anruf-Sammel-Taxis	eine	Alternative	darstellen.	Die	Einführung	von	Anruf-Sammel-Taxis	 
kann	auch	im	innerstädtischen	Bereich	zu	einer	Sicherung	von	Erreichbarkeiten	beitragen.	 

Kontakt 

Stadt Griesheim 

Fachbereich V 

Stadtentwicklung / 

Umweltamt 

Wilhelm-Leuschner-Straße 75 

64347 Griesheim 

Tel. 0 61 55 / 70 12 41 

umweltamt@griesheim.de 

Weitere Informationen: 

www.ast-griesheim.de 

www.griesheim.de 

mailto:umweltamt@griesheim.de
http://www.ast-griesheim.de
http://www.griesheim.de
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eines der „Innovativen Leitprojekte“ der 
Mobilitätsoffensive des Bundesverkehrsmi­
nisters. 

Die Pilotphase startete im November 2004, 
die Testphase dauerte bis Mitte 2007 und 
wurde durch eine Projektgruppe begleitet. 
Nach erfolgreichem Abschluss wurde das 
Angebot, aufbauend auf den Erfahrungen 
aus der Pilotphase, modifiziert und wird seit 
Juli 2007 regulär durch den Großraum Ver­
kehr Hannover angeboten. Dabei wurden 
die Erfahrungen aus der Pilotphase genutzt, 
um das Angebot zu vereinfachen. Das Ange­
bot wurde zu einem reinen Zusatzpaket (6,95 
Euro / Monat) zur Jahreskarte umgestaltet 
und ist nicht mehr mit dem Abonnement or­
ganisatorisch und preislich verschränkt. Zu­
dem wurden die Sonderkonditionen beim 
Taxi-Fahren attraktiver gestaltet und das An­
gebot gestrafft, um die Übersichtlichkeit zu 
verbessern. Als Folge sind die Absatzzahlen 
spürbar gestiegen. 

Akteure und Kooperationen 

Die Bündelung mehrerer Mobilitätsdienst­
leistungen zur Verbesserung des Angebots 
erfordert die Kooperation der verschiedenen 
Anbieter. Im Auftrag des Verkehrsverbundes 
GVH lag die Federführung für das Projekt 
bei der üstra. Der örtliche Car-Sharing-An­
bieter war direkt in die Projektarbeit einbe­
zogen. Durch die üstra wurden Kontakte zu 
den weiteren Leistungspartnern (Deutsche 
Bahn, Taxizentrale, Fahrradhändler, Lebens­
mittelmarkt etc.) aufgebaut und Kooperati­
onsverträge geschlossen. 

Finanzierung 

Die Kosten der Projektentwicklung wurden 
durch den GVH bzw. die üstra getragen. Hin­
sichtlich der Abwicklung ist HANNOVERmo­
bil so kalkuliert, dass sich das Angebot selbst 
trägt, d.h. der Monatspreis deckt die Kosten 
für die bereitgestellten Leistungen sowie die 
Verwaltung der Kunden. 

Positive Deckungsbeiträge für die Partner 
erwirtschaftet das Angebot durch seine po­
sitiven Effekte bezüglich Kundenbindung 

und -gewinnung. Der ÖPNV profitiert durch 
zusätzliche Umsätze bei Fahrausweisen bzw. 
durch vermiedene Umsatzausfälle (da der 
Kauf eines eigenen Pkw unterblieben ist). 
Und auch der Partner Car-Sharing profitiert, 
indem er immer mehr Kunden gewinnt. 
Hinzu kommt eine Imagesteigerung durch 
dieses innovative Angebot, befördert durch 
die wiederholt positiven Darstellungen in 
den Medien. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Zwar war am Ende der Pilotphase die Nach­
frage mit 700 verkauften Karten insgesamt 
noch eher gering. Es konnten jedoch posi­
tive Nachfrageeffekte realisiert werden, die 
über den Erwartungen lagen. Über ein Drit­
tel der Kunden hat im Zusammenhang mit 
dem Kauf von HANNOVERmobil ein neues 
Jahres-Abo für den GVH abgeschlossen. 
Ebenfalls über ein Drittel der Kunden gab 
an, dass sie sich ohne das Angebot einen 
eigenen Pkw angeschafft hätten – mit der 
Folge einer drastischen Verringerung der 
Kundenbindung zum ÖPNV und entspre­
chenden Einnahmeausfällen. Gleichzeitig 
konnten neue Kunden gewonnen werden: 
90 % waren zuvor keine Car-Sharing Nutzer 
und 80 % der Kunden waren vor dem Ange­
bot nicht im Besitz einer Bahn-Card. 

Besonderheiten 

Das Angebot verschiedener Mobilitäts­
dienstleistungen aus einer Hand reduziert 
Zugangshemmnisse. Durch eine Verbes­
serung der Angebotsqualität kann zudem 
die Kundenzufriedenheit erhöht bzw. neue 
Kunden gewonnen werden. 

Kontakt 

üstra Hannoversche 

Verkehrsbetrieb AG 

Am Hohen Ufer 6 

30159 Hannover 

Tel. 05 11 / 1 66 80 

internet@uestra.de 

Weitere Informationen 

www.hannovermobil.de 

www.gvh.de 

Hinweise für die Praxis:	Um	die	Attraktivität	des	Umweltverbundes	zu	erhöhen	und	eine	 
Verlagerung	von	Verkehren	auf	diesen	zu	erreichen,	gilt	es,	Zugangshemmnisse	zu	redu-
zieren.	Die	Vernetzung	von	verschiedenen	Leistungen	verbessert	grundsätzlich	das	Ange-
bot.	Darüber	hinaus	ermöglicht	die	Einführung	eines	Monitoringsystems	eine	passgenau-
ere	und	damit	attraktivere	Ausgestaltung	des	Angebots. 

mailto:internet@uestra.de
http://www.hannovermobil.de
http://www.gvh.de
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Neuruppin 

Kombinierte Lärmminderungs- und Luftreinhalteplanung 

Für	die	Stadt	Neuruppin	wurde	mit	Förde-
rung	 des	 Ministeriums	 für	 Ländliche	 Ent-
wicklung,	Umwelt	und	Verbraucherschutz,	
Brandenburg	 (MLUV)	 eine	 kombinierte	
Lärmminderungs-	 und	 Luftreinhaltepla-
nung	als	Modellprojekt	erstellt.	 

Einzelaspekt: Besonders hervorzuheben 
ist	die	Nutzung	von	Synergien	bei	der	kom-
binierten	 Betrachtung	 von	 Lärmminde-
rung-	und	Luftreinhalteplanung.	Es	wurde	
untersucht,	wie	die	unterschiedlichen	fach-
lichen,	rechtlichen	und	zeitlichen	Anforde-
rungen	aus	den	Luftqualitätsrichtlinien	und	
aus	 der	 Umgebungslärmrichtlinie	 in	 Ein-
klang	 gebracht	 werden	 können.	 Es	 ergibt	
sich	 ein	 bedeutendes	 Synergiepotenzial,	
da	die	Lärmminderungsplanung	bereits	die	
Schwerpunkte	 der	 Luftreinhalteplanung	
abdeckt.	Die	Umsetzung	von	Maßnahmen	
der	 kombinierten	 Lärmminderungs-	 und	
Luftreinhalteplanung	 führt	 zur	 deutlichen	

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

Verbesserung	 der	 Wohn-	 und	 Lebensver-
hältnisse.	Eine	kombinierte	Planung	ist	da-
her	fachlich	und	ökonomisch	sinnvoll.	Der
Ansatz einer kombinierten Aufstellung der
Pläne	zur	Nutzung	der	Synergieeffekte	 ist
insbesondere	 auch	 hinsichtlich	 der	 Grö-
ße	 der	 Stadt	 (ca.	 30	000	 EW)	 vorbildlich.
Obwohl	 das	 Modellprojekt	 weitgehend
bekannt	ist,	ist	die	parallele	Erarbeitung	in
den	Kommunen	noch	nicht	etabliert.	 

	 
 
	 

	 
	 
	 

Kontakt 

Stadt Neuruppin
 

Karl-Liebknecht-Straße 33
 

16816 Neuruppin
 

Tel. 0 33 91 / 35 50
 

info@neuruppin.de
 

mailto:info@neuruppin.de
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kam es zu einer Kooperation von Stinnes / 
Railion und Con-Train. Das dargestellte in­
novative Betriebskonzept wurde erarbeitet, 
um die Betriebs- und Instandhaltungskos­
ten zu senken. 

Akteure und Kooperationen 

Das Projekt wurde in Kooperation der öffent­
lichen Hand (Land, Kreis und Stadt), der DB 
AG und der Privatwirtschaft umgesetzt. Die 
Finanzierung wurde gemeinsam durch die 
öffentliche Hand (Sanierungskosten) und 
die Privatwirtschaft (Betriebskosten) gesi­
chert. Die DB Netz beteiligte sich indirekt 
durch günstige Übernahmekonditionen. 

Die Zusammenarbeit geschah zum gegen­
seitigen Vorteil. Für die beteiligten öffentli­
chen Akteure bot das Projekt die Chance, Ar­
beitplätze in der Region sowie die Option des 
Schienengüterverkehrs zu sichern und sich 
die Möglichkeit eines eventuellen Schienen­
personennahverkehrs offen zu halten. Für 
die beteiligten Firmen bleibt eine Transport­
kostensteigerung aus, dafür wurde vertrag­
lich eine verbindliche Transportmenge über 
die nächsten fünf Jahre zugesichert. Seitens 
der Deutschen Bahn konnten die Kosten für 
die Strecke eingespart und zusätzliche Tras­
seneinnahmen für den Transport im Fern­
verkehr verbucht werden. 

Finanzierung 

Die Sanierungskosten der Strecke über­
nimmt die öffentliche Hand. Den Großteil 
der Kosten (rund 284 000 Euro) trägt dabei 
das Land Hessen, das im Rahmen des Pro­
gramms zur Landesförderung des Schie­
nengüterverkehrs 75 % dieser Kosten über­
nimmt. Die Stadt Viernheim beteiligt sich 
mit etwa 95 000 Euro. Die Betriebskosten 
(Pacht / Instandhaltung) tragen für fünf 
Jahre die Firmen Henkel und Pfenning Lo­

gistik, Railion, Con-Train und der Landkreis. 
Henkel garantiert durch einen fünfjährigen 
Transportvertrag eine Mindesttransport­
menge. Con-Train beteiligt sich an den Be­
triebskosten mit einem geringen Anteil, 
trägt aber die Kosten für die Erarbeitung 
und Abstimmung des Betriebskonzepts, die 
Ermittlung der Sanierungskosten, die Pla­
nungsarbeiten, die Besicherung der Förder­
summe und den Fahrbetrieb (Fahrzeugan­
schaffung, Genehmigungen). Zudem trägt 
Con-Train als Streckenbetreiber das Risiko 
von Kostenerhöhungen bei Sanierung und 
Instandhaltung. 

Ergebnisse und Wirkungen 

Mit der Reaktivierung der Strecke konnte der 
Lkw-Verkehr im Quartier verringert werden. 
Jährlich werden rund 6 000 Lkw-Fahrten von 
und nach Viernheim eingespart. Dies trägt 
auch dazu bei, die Belastungen der Einwoh­
ner in den angrenzenden Wohnquartieren 
zu vermindern. 

Besonderheiten 

Die besondere technologische Lösung und 
das Finanzierungs- und Beteiligungskon­
zept haben Vorbildcharakter. Durch die Nut­
zung eines Zwei-Wege-Fahrzeuges wurde 
die Wirtschaftlichkeit gesteigert und somit 
der Transport über die Schiene ermöglicht. 

Hinweise für die Praxis:	Für	den	Erfolg	des	Projektes	ist	die	Zusammenarbeit	unterschied-
licher	Akteure	ein	wichtiger	Faktor.	Indem	der	Nutzen	für	die	einzelnen	Beteiligten	verdeut-
licht	wird,	kann	eine	gute	Kooperation	ermöglicht	und	die	Finanzierung	sichergestellt	wer-
den.	Durch	die	Einbeziehung	privater	Unternehmen	bei	der	Erhaltung	von	Gleisstrecken	 
können	Mindesttransportmengen	festgelegt	und	die	Beteiligung	an	der	Finanzierung	der	 
Maßnahme	erreicht	werden. 

Kontakt 

Stadt Viernheim 

Kettelerstraße 3 

68519 Viernheim 

Tel. 0 62 04 / 98 80 

buergermeister@viernheim.de 

mailto:buergermeister@viernheim.de
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Um eine widerrechtliche Nutzung zu ver­
meiden, wird der Umwelt-Ladepunkt bei 
Verkehrsüberwachungen besonders über­
prüft. Beim Befahren durch unberechtigte 
Fahrzeuge leuchtet zudem ein rotes Signal. 
Der Befolgungsgrad ist sehr hoch. 

Akteure und Kooperationen 

Anlass für die Planung des Umwelt-Lade­
punktes war ein Gespräch mit Vertretern 
von Logistikunternehmen, dem örtlichen 
Gasversorger swb, dem ADAC, der Handels­
kammer und den zuständigen Dienststellen 
in Bremen über Möglichkeiten, besonders 
schadstoffarme Auslieferungsfahrzeuge in 
Bremen zum Einsatz zu bekommen. Hierbei 
wurde die Einrichtung eines Umwelt-Lade­
punktes angeregt. 

Die Umsetzung erfolgte in enger Zusam­
menarbeit zwischen der Stadt, Logistikun­
ternehmen und der Handelskammer, die 
bei den städtischen Sitzungen eingebunden 
war. Darüber hinaus wurden der Verband 
des Innenstadthandels und die Parkraum­
managementgesellschaft als Betreiber in die 
Planungen mit eingebunden. 

Das Projekt wird durch ein Förderprogramm 
für Euro V / EEV-Lieferfahrzeuge flankiert. 

Finanzierung 

Die Finanzierung des Projektes erfolgte 
durch europäische Fördermittel und den 
Haushalt der Stadt Bremen. Das Projekt ist 
im europäischen LIFE-Projekt PARFUM als 
Modellvorhaben gefördert. Die Kosten für 
die notwendigen Baumaßnahmen inklusive 
der technischen Herstellung, Transponder 
etc. belaufen sich auf ca. 30 000 Euro. 

Für die Nutzer entstehen derzeit keine Kos­
ten für die Nutzungsberechtigung und die 
Transponder. 

Besonderheiten 

Das Beispiel zeigt ein innovatives Vorgehen 
bei der Förderung abgasarmer Fahrzeuge. 
Vorbildlich ist die frühzeitige Planung im 
Hinblick auf die 2010 in Kraft tretenden NO2 
Grenzwerte. 

Hinweise für die Praxis: Insbesondere Nutzfahrzeuge haben einen hohen Anteil an den 
verkehrsbedingten	Emissionen.	Zur	Förderung	einer	menschenwürdigen	Umwelt	und	zur	 
Verringerung	 der	 Umweltbelastungen	 ist	 es	 erforderlich,	 die	 Emissionen	 zu	 reduzieren.	 
Indem	 für	 schadstoffarme	Fahrzeuge	 Nutzervorteile	eingerichtet	 werden,	 wird	 die	 Wirt-
schaft	zum	Einsatz	von	Fahrzeugen	mit	geringen	Emissionen	angeregt.	Die	Einrichtung	 
von	Nutzervorteilen	sollte	in	enger	Abstimmung	mit	der	Wirtschaft	erfolgen,	um	den	Erfolg	 
der	Maßnahme	zu	erhöhen. 

Kontakt 

Freie Hansestadt Bremen 

Der Senator für Umwelt, 

Bau, Verkehr und Europa 

Ansgaritorstraße 2 

28195 Bremen 

Tel. 04 21 / 3 61 24 07 

parfum@umwelt.bremen.de 

Weitere Informationen 

www.parfum-life.eu 

mailto:parfum@umwelt.bremen.de
http://www.parfum-life.eu












Anhang 97 

Nahmobilität und nichtmotorisierter 
Individualverkehr 

Mobilitätsmanagement und 
-dienstleistungen 

Stadtverträglicher Güterverkehr / 
Reduzierung von Schadstoffen und Lärm 

Was tun? Erkenntnisse und Empfehlungen 
aus der Projektsuche 

Stadt Frankfurt am Main 

Willi Riep 

Willi Riep 

Nachbarn 60 e.V. 

Stadt Braunschweig 

Simone Schipper 

Kerstin Langer, KOMMA.PLAN 

AGFS / www.fahrradfreundlich.nrw.de 

Landeshauptstadt Dresden, Hauptabteilung Mobilität 

Stadt Abensberg 

KOMM-IN GmbH 

Stadt Frankfurt am Main 

Stadt Braunschweig 

Bethel 

Stadt Stuttgart 

Freie Hansestadt Bremen 

Stadt Stuttgart 

Mobilitätsteam Infineon / Qimonda 

Landeshauptstadt Dresden, Hauptabteilung Mobilität 

Bethel 

Freie Hansestadt Bremen 

Umweltamt Stadt Griesheim (haza-foto) 

uestra 

Freie Hansestadt Bremen 

Planungsbüro Richter-Richard 

Stadt Viernheim 

Freie Hansestadt Bremen 

Bethel 

FIRU mbH 

FIRU mbH 

Simone Schipper 

FIRU mbH 

Stadt Mülheim an der Ruhr 

Stadt Aachen, Fachbereich Stadtentwicklung und Verkehrsanlagen 

FIRU mbH 

FIRU mbH 

Willi Riep 

Stadtverwaltung Gera, Stadtplanungsamt 
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